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Der Vorsitzende, Abgeordneter Kiirschner, eréffnet die Sitzung um 14:05 Uhr und stellt die

Beschlussfahigkeit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der vorstehenden Fas-

sung gebilligt.

1. Aktenvorlagebegehren nach Artikel 29 Absatz 2 der Landesver-

fassung

hierzu:_Umdrucke 20/2191, 20/2196, 20/2264, 20/2289, 20/2312,

20/2321, 20/2417, 20/2466 (vertraulich), 20/2547,

20/2554, 20/2556, 20/2568, 20/2579 (vertraulich),

20/2581 (vertraulich), 20/2814, 20/2964 (vertrau-

lich), 20/3203 (vertraulich), 20/3338, 20/3374,

20/3400, 20/3408, 20/3420, 20/3431, 20/3440,

20/3443, 20/3450, 20/3456 (neu), 20/3457,

20/3734 (nicht 6ffentlich)

Auf Antrag der SPD-Fraktion beschlielt der
Ausschuss einstimmig, Uber diesen Tages-
ordnungspunkt ein Wortprotokoll zu fiihren.

Vorsitzender Kiirschner: Ich mochte zu-
nachst auf den Umdruck 20/3734 hinweisen,
der sie am Montagabend alle erreicht hat. Es
handelt sich um die Unterlagen, die bei dem
Gesprach mit Frau Samadzade erwahnt wur-
den, einmal zur Vorbereitung eines Ge-
sprachs mit einem Bewerber und zum ande-
ren zur Prifung der Einleitung eines Diszipli-
narverfahrens durch Frau Dr. Schneider. Die
Anlagen sind nicht offentlich, aber nicht als
vertraulich eingestuft, sodass wir bei Wah-
rung der entsprechenden schutzwdrdigen In-
teressen in offentlicher Sitzung hiertiber be-
raten konnten. — Dann wirde ich zunachst
Frau Ministerin das Wort erteilen.

Ministerin Touré: Danke, Herr Ausschuss-
vorsitzender, aber ich habe vorweg nichts zu
sagen. Deswegen freue ich mich auf die Fra-
gen.

Vorsitzender Kiirschner: Dann bitte ich um
Fragen. Wer mochte? — Herr Dirbrook.

Abgeordneter Diirbrook: Jetzt bin ich zuge-
gebenermalen ein bisschen verwirrt, weil wir
Sie eigentlich gar nicht eingeladen hatten.
Aus unserer Sicht hatte man das gut zu dem
Zeitpunkt machen konnen, wo das Protokoll
der letzten Sitzung vorliegt, weil wir das dann
auf Grundlage des Protokolls hatten machen
kénnen. Ich war auch ein bisschen Uber-
rascht, dass Sie das Gesprach angeboten
haben. Deswegen dachte ich jetzt, Sie hatten
uns was mitzuteilen. Dass Sie jetzt sozusa-
gen nur darauf warten, dass wir Sie was fra-
gen, verwundert mich ein bisschen.

Ich kann Sie ein paar Sachen fragen; ich kann
Ihnen dann aber nicht versprechen, dass Sie
nicht noch mal wiederkommen, weil wenn Sie
einfach gewartet hatten, bis wir das Protokoll
haben, hatten wir es gleich in einem Abwasch
machen kénnen. Oder Sie hatten halt letzte
Woche kommen kénnen, so wie wir es ja ur-
sprunglich erbeten hatten, was ja leider nicht
geklappt hat.

Ich hatte jetzt zwei, drei Fragen; aber ich be-
furchte, wir werden dann wieder an den Punkt
kommen, wo wir sagen: Dann gehen wir noch
mal wieder in die Verlangerung. — Das héatten
wir kiirzer haben kdnnen.


http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02100/umdruck-20-02191.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02100/umdruck-20-02196.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02200/umdruck-20-02264.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02200/umdruck-20-02289.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02300/umdruck-20-02312.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02300/umdruck-20-02321.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02400/umdruck-20-02417.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02400/umdruck-20-02466.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02500/umdruck-20-02547.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02500/umdruck-20-02554.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02500/umdruck-20-02556.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02500/umdruck-20-02568.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02500/umdruck-20-02579.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02500/umdruck-20-02581.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02800/umdruck-20-02814.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/02900/umdruck-20-02964.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03200/umdruck-20-03203.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03300/umdruck-20-03338.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03300/umdruck-20-03374.pdf
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03400.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03408.pdf
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03420.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03431.pdf
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03440.pdf
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03443.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03450.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03456.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03457.pdf
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03700/umdruck-20-03734.pdf
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03700/umdruck-20-03734.pdf
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Vorsitzender Kiirschner: Und haben Sie
Fragen?

(Abgeordneter Dirbrook nickt)

— Dann bitte sehr.

Abgeordneter Diirbrook: Das war in der
vorletzten Woche ein spannender Termin,
fand ich. Wenn wir vielleicht versuchen, das
mal so ein bisschen chronologisch aufzuar-
beiten, dann ware der erste Punkt, wo viele
von uns aufgehorcht haben, die Besetzung
der Leitung der Stabsstelle. Ich versuche, das
mal alles so zu formulieren — auch mit Blick
auf die Unterlagen, die uns zwischenzeitlich
erreicht haben —, dass man das trotzdem hin-
terfragen kann.

Ein Punkt, der sich flr mich vor zwei Wochen
noch nicht so ganz geklart hat, war, welche
Form der Besetzung der Leitung der Stabs-
stelle urspringlich angedacht war. War von
vornherein gedacht, das sozusagen frei Hand
zu besetzen? — Die Mdglichkeit hatten Sie bei
einer Stabsstelle ja gehabt. Oder hatten Sie
von vornherein vor, in ein formales Bewer-
bungsverfahren reinzugehen?

Ministerin Touré: Vielen Dank fiir die Frage.
— Herr Abgeordneter Dirbrook, wie Sie auch
schon der vorletzten Sitzung entnehmen
konnten und auch den vergangenen zwolf
Monaten, ist das Ausschreibungsverfahren
und auch das Besetzungsverfahren sehr in-
tensiv gewesen. Wir wollten zu Beginn der
Legislatur eine Stabsstelle Antidiskriminie-
rung auf den Weg bringen. Sie wissen, dass
das Thema fir mich politisch von besonderer
Bedeutung ist und, ich glaube, auch fir das
Parlament von besonderer Bedeutung ist.

Wir haben deswegen am Anfang des Prozes-
ses und auch, als ich neu ins Amt gekommen

bin, Uberlegt, wie wir diese Struktur gestalten
kénnen und wen man dort tatsachlich einstel-
len kdnnte oder wer ein Interesse daran ha-
ben kénnte. Ich habe damals ganz bewusst
einen Staatssekretar und eine Staatssekreta-
rin ausgewahlt, die fir die unterschiedlichen
Themenbereiche dann Verantwortung tragen
sollten.

Der Themenbereich der Antidiskriminierung
wird in Schleswig-Holstein jetzt nicht von su-
per vielen Menschen bearbeitet und auch in
der Fachlichkeit nicht super viel bearbeitet —
vor allem in der Bandbreite von Queer-Politik
Uber Antirassismus-Politik bis hin zu Men-
schen mit Behinderung und vielen anderen
Themenbereichen — auch Gleichstellung. Wir
hatten den politischen Aufschlag vor — auch
vereinbart im Koalitionsvertrag —, dass wir
uns thematisch damit auseinandersetzen
werden und wollen.

Genau so, wie Sie beschrieben haben, Herr
Darbrook, kann man da ganz unterschiedlich
mit Blick auf die Besetzung einer solchen
Stabsstelle rangehen. Wir haben im Vorfeld —
meine ehemalige Staatssekretarin und ich —
dariiber gesprochen, dass sie als Staatssek-
retarin, die dann zustandig flr diese Stabs-
stelle ist, sich natdrlich mit der Frage ausei-
nandersetzen soll, wie sie inhaltlich aufge-
stellt werden soll, wie sie aber auch in der
Struktur aufgestellt werden soll.

Wer die Leitung tUbernehmen soll oder die
Stellvertretung, haben wir nicht besprochen —
dass wir gesagt hatten: ,Das soll jetzt die oder
die Person machen.” Aber wir haben im Vor-
feld durchaus dariiber gesprochen, ob es
Menschen gibt, die inhaltlich in dem Themen-
bereich schon mal gearbeitet haben, die auch
Erfahrung damit haben, eine solche Struktur
aufzubauen, die Verwaltungserfahrung ha-
ben. Gerade mit Blick darauf, dass Frau Sa-
madzade keine Verwaltungserfahrung im
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klassischen Sinne hatte, haben wir uns natir-
lich auch die Frage gestellt: Gibt es Men-
schen, die das moglicherweise tun kénnten?

Dann haben wir die Situation gehabt, dass wir
natlrlich auch hier im Land in der Struktur
Menschen haben, die, an der Landesverwal-
tung angedockt, in dem Themenbereich un-
terwegs sind und arbeiten und Expertise auf-
gebaut haben, sowohl was den Aufbau einer
solchen Struktur angeht, aber auch was das
Inhaltliche angeht. Wir haben dann im Vorfeld
daruber gesprochen, ob es Menschen gibt,
die potenziell dafiir in Frage kommen wirden,
aber niemals mit der Aussicht darauf, dass
man dann schon direkt eine Zusage macht,
dahingehend, dass, wenn man Gesprache
mit Menschen flihrt, das dann irgendetwas
bedeutet, sondern — ganz im Gegenteil —
dass man informelle Gesprache fuhrt, aber
nach wie vor naturlich eine Situation besteht,
bei der Menschen sich schlichtweg darauf be-
werben konnen. — So war das im Vorfeld.

Abgeordneter Diirbrook: Es ist ja trotzdem,
auch wenn Sie das jetzt so ein bisschen lapi-
dar dargestellt haben, hoch ungewéhnlich,
sich mit jemandem, mit dem man spater ein
formales Bewerbungsverfahren durchlaufen
will, im Vorfeld schon mal in den Raumlich-
keiten der Griinen-Fraktion fiir ein Kennen-
lerngesprach zu treffen, weil ein Bewerber
damit ja einen Vorteil gegenlber anderen
moglichen Bewerberinnen und Bewerbern
hat, die es spater dann tatsachlich gab. Es
gab ja noch zwei weitere Personen, die die
Stelle gerne Ubernommen hatten.

Ich habe vor zwei Wochen schon erfahren —
das hat Ihr Staatssekretér ja so dargestellt —,
dass denen die Mdglichkeit zu so einem Ken-
nenlerngesprach nicht gegeben wurde. Das
kann man einfach einmal so festhalten. Ein
Stlick weit haben Sie dann ja—muss man fast
sagen — Glick gehabt, dass Sie die Stellen-
besetzung aus anderen Griinden spater auf-

gehoben haben, weil es sicherlich unange-
nehm geendet hatte, wenn es vielleicht ir-
gendwann mal auf eine Konkurrentenklage
hinausgelaufen ware, wo dann zur Sprache
gekommen ware, dass es in dem einen Fall
ein Kennenlerntreffen gegeben hat, in ande-
ren Fallen allerdings nicht.

Ich hatte eine konkrete Nachfrage, weil Frau
Samadzade uns vor zwei Wochen gesagt
hat, dass sie Frau Schiller-Tobies im Herbst
2022 Nachrichten geschickt hatte, aus denen
sich das Nahverhaltnis, das sie zu dem spa-
teren Bewerber hat, ergeben sollte. Sind
Ihnen diese Nachrichten bekannt gewesen?
Haben Sie sich die zwischenzeitlich ange-
guckt?

Ministerin Touré: Ich mochte vielleicht ein-
mal grundsatzlich etwas sagen: Ich weil3,
dass Sie in der vorletzten Woche in der Aus-
schusssitzung intensive Debatten hier gefihrt
haben, zu unterschiedlichen internen Ablau-
fen betreffend meinen Stab und auch mein
Haus. Es ist die Entscheidung eines jeden
Einzelnen, zu Uberlegen, was man offentlich
sagen mochte oder auch nicht. Was ich nicht
tun werde und auch nicht in dieser Aus-
schusssitzung machen werde, ist, mich of-
fentlich intensiv damit zu befassen, was Frau
Samadzade gesagt hat, oder AuRerungen
oder Verhalten, das sie an den Tag gelegt
hat, zu kommentieren oder zu bewerten. Das
mache ich nicht, und ich habe lhnen auch im
vergangenen Jahr in einer internen Aus-
schusssitzung gesagt, dass ich eine Firsor-
gepflicht habe, der ich mich auch bei ehema-
ligen Mitarbeiterinnen verpflichtet sehe.

Ich bin nach wie vor Chefin einer Behorde, ich
bin Ministerin und habe nach wie vor Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter. Deswegen geht
es mir ganz dezidiert darum, einmal darzu-
stellen, wie ich bestimmte Dinge in der Ver-
gangenheit geregelt habe, entschieden habe
oder darauf geblickt habe, aber definitiv nicht
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darum, Bezug dazu zu nehmen, weil die MAg-
lichkeit Frau Samadzade selbst hatte. Unab-
hangig davon, ob ich fiir richtig oder falsch
befinde, was sie gesagt hat, werde ich das
nicht weiter kommentieren. Daher kann ich
sagen, dass ich mich nur auf Punkte zu mei-
nem Verhalten beziehen werde und zu dem,
was ich in der Vergangenheit entschieden
habe.

(Abgeordneter Duirbrook: Das hat
meine Frage nicht so richtig beant-
wortet!)

Vorsitzender Kiirschner: Noch mehr Wort-
meldungen? — Ich wiirde Herrn Dirbrook eine
Nachfrage gestatten, wenn er eine hat.

(Abgeordneter Dr. Garg: Ist ja nicht
beantwortet worden!)

Abgeordneter Diirbrook: Ich kann ja verste-
hen, wenn Sie auf bestimmte Sachen nicht
eingehen wollen, aber ich glaube, das mit den
Nachrichten war eine sehr konkrete Frage.
Ich habe Sie nicht mit irgendwelchen Zitaten
konfrontiert oder so, sondern es ging um die
Frage dieser Nachrichten, von denen Frau
Samadzade sagte, dass sie sie im Herbst
2022 bereits an Frau Schiller-Tobies, damals
noch Buroleiterin, geschickt hatte. Nach lhrer
Darstellung war spater der Grund fiir den ers-
ten Knacks mit Frau Samadzade, dass sie
das Nahverhaltnis zu dem mdglichen spate-
ren Bewerber nicht so dargelegt hatte, wie
Sie sich das gewilnscht hatten. Frau Sa-
madzade hat uns vor zwei Wochen berichtet,
das hatte sie im Vorfeld schon transparent
gemacht oder sie hatte zumindest transpa-
rent gemacht, dass es da in irgendeiner
Weise ein Nahverhaltnis gibt. Das war meine
konkrete Frage: Haben Sie die Nachrichten
gekannt? Kennen Sie die inzwischen?

Ministerin Touré: Ich habe das Verfahren zu
dem Zeitpunkt gestoppt, als ich in Kenntnis
darliber war, dass es dieses Naheverhaltnis
gibt, und vorher wusste ich das nicht.

Abgeordneter Diirbrook: Dann wirde ich
die Frage einmal direkt an die Frau Staats-
sekretarin richten, weil laut der Darstellung
die Nachrichten damals Sie erreicht haben.
Haben Sie die nicht weitergegeben? Gab es
diese Nachrichten? Warum ist es bei der Mi-
nisterin nicht angekommen? Haben die Sie
dann erst im Sommer erreicht? — Wenn die
Darstellung so zutreffend ist.

Ministerin Touré: Vielleicht dazu, Herr
Darbrook. Ich will einmal sehr deutlich ma-
chen, wie ich das Vertrauens- und auch Ar-
beitsverhaltnis zwischen mir und meinen
Staatssekretarinnen und dem restlichen Ar-
beitsbereich verstehe. Die Erwartungshal-
tung — und das ist sozusagen auch der Kon-
fliktpunkt und der Grund gewesen, warum ich
gesagt habe, dass das Verfahren an der
Stelle gestoppt wird — ist, dass mir sowas di-
rekt kommuniziert wird. Das wusste ich nicht.
Ich habe deswegen auch nicht die Erwar-
tungshaltung an jegliche andere Mitarbeiter
oder Mitarbeiterinnen gehabt, solche Infor-
mationen an mich heranzutragen. Man hat
eine politische Hausspitze — eine Ministerin
und zwei Staatssekretarinnen —, die in einem
direkten Austausch diese Informationen aus-
tauschen muissen. Das ist meine Sicht der
Dinge dazu. — Jetzt wirde ich einmal Uberge-
ben.

Staatssekretarin Schiller-Tobies: Ich habe
aktiv die Ministerin nicht dartiber informiert,
weil ich einfach definitiv davon ausgegangen
war, dass Frau Samadzade die Ministerin
darlber informiert hat. Und ich bin nicht bei
jedem personlichen Gesprach zwischen den
beiden dabei gewesen.
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Vorsitzender Kiirschner: Nebenbei von mir
der Hinweis, dass das ParlaRadio gerade
nicht funktioniert. In etwa zehn Minuten soll
das wieder gehen. — So, jetzt Herr Dr. Garg.

Abgeordneter Dr. Garg: Ich habe zunachst
mal eine Nachfrage und hatte spater zu ei-
nem ganz anderen Bereich noch mal zwei,
drei Fragen. Aber ganz konkret zu der Frage
der Ausschreibung der in Rede stehenden
Stelle: Wenn ich das alles richtig verstanden
habe, dann war es |hre Entscheidung, die
Stelle auszuschreiben. Es ist schon gesagt
worden, dass Sie sich auch bei dieser Stelle
flr ein anderes Verfahren hatten entscheiden
kénnen. Sie hatten sie auch intern besetzen
koénnen, also ohne Ausschreibungsverfahren.
Das war lhre Entscheidung, also eine M-Ent-
scheidung. Habe ich das richtig verstanden?
— Wenn Sie sich fur das Verfahren entschie-
den haben, wie und wann haben Sie das Ihrer
Staatssekretarin kommuniziert, und wie ist
das bei der ehemaligen Staatssekretarin an-
gekommen?

Ministerin Touré: Daran kann ich mich im
Detail nicht mehr erinnern, um ganz ehrlich
zu sein, weil das wirklich schon sehr lange
her ist. Wir haben ja nachgereicht, wie das
Treffen zustande gekommen ist. Es war — das
weild ich noch aus meiner Erinnerung — ein
Wunsch, der damals auch von der Staatssek-
retarin formuliert worden ist, dass man sich
zusammen trifft. Darin habe ich erst mal kein
Problem gesehen. Und ja: Wir haben uns da-
fur entschieden, offentlich Stellen auszu-
schreiben. Wie das ganz dezidiert abgelaufen
ist — ob ich jetzt da eine Mail geschickt
habe —, weil} ich aus Erinnerung schlichtweg
nicht. Wir haben uns insgesamt fir ein Aus-
schreibungsverfahren entschieden, nicht da-
firr, dass man das intern besetzt oder dass wir
da selbst Leute draufsetzen, sondern dass
man einfach sagt: Okay, wir schreiben das
aus, und darauf sollen sich fitte Leute bewer-
ben. — So hatten wir uns das Uberlegt. Zu die-

sem Zeitpunkt war das ein gemeinsamer Pro-
zess, den wir hatten. Da haben wir gemein-
sam Uberlegt, wie wir diese Stabsstelle auf-
stellen kénnen.

Abgeordneter Harms: Erstens. Nur um das
richtig zusammenzufassen: Ich gehe davon
aus, dass Sie sich von Anfang an dazu ent-
schieden hatten, ein formales Verfahren zu
machen, also schon vor dem 23. Marz, als es
das Kennenlerngesprach gab. Dann stellt
sich mir die Frage: Hat Sie irgendjemand da-
rauf aufmerksam gemacht, dass es eine
Schwierigkeit sein kénnte, mit einem der Be-
werber vorher zu sprechen, ohne mit den an-
deren zu sprechen, die sich mdglicherweise
noch bewerben? Hat es da aus dem Ministe-
rium heraus Menschen gegeben, die sie da-
rauf hingewiesen haben?

Zweitens. Als das Verfahren dann angelaufen
war, warum haben Sie nicht auch ein entspre-
chendes Gesprach mit den beiden anderen
Bewerbern, die in die Endauswahl gekom-
men sind, gefiihrt? Was war der Grund dafir,
die trotzdem, obwohl man es wusste, un-
gleich gegentber dem anderen Bewerber zu
behandeln?

Ministerin Touré: Um das einmal vorwegzu-
schalten: Ich habe ein grof3es Interesse da-
ran gehabt, und wir haben ein gemeinsames
grolRes Interesse daran gehabt, dass wir
Menschen finden, die diese Aufgabe erfiillen.
Es ging ja nicht nur um eine Stelle, sondern
um mehrere Stellen; es sollte eine gesamte
Stabsstelle werden. Ich hatte mich auch dazu
entscheiden kdnnen, einfach selbst Leute da-
hin zu setzen, die mir passen. Das habe ich
nicht gemacht, weil wir gemeinsam davon
Uberzeugt waren, dass wir einmal schauen,
dass man Menschen findet, die dazu passen
und die das dann auf den Weg bringen. Die
Frage, die ja ein Stlck weit mitschwingt, ist,
ob man das Verfahren anders hatte machen
kénnen. Ich denke im Nachhinein: Bestimmt
hatte man das anders machen kénnen.
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Sie haben mich gefragt, ob man mich darauf
aufmerksam gemacht hat, dass das vielleicht
nicht sonderlich gut ware, das zu machen. —
Nein. Ich mochte deutlich machen, dass wir
dieses Einstellungsverfahren insgesamt ein-
mal aufgrund von Formfehlern wiederholt ha-
ben. Das war fiir mich entscheidend wichtig.
Dass dort Fehler abgelaufen sind, ist, glaube
ich, auch nicht einmalig in der schleswig-hol-
steinischen Verwaltungsgeschichte, dass
das so passiert. Daher habe ich zu dem Zeit-
punkt, wo ich Fehler wahrgenommen habe,
gesagt: Wir miissen das hier an dieser Stelle
wiederholen.

Abgeordneter Harms: Meine letzte Frage
war, warum die anderen zwei Bewerber in der
engeren Auswahl nicht das Glick hatten, mit
Ihnen ein persoénliches Einzelgesprach flh-
ren zu durfen.

Ministerin Touré: Dass es zu diesem Ge-
sprach kam, war auch auf Bitten meiner ehe-
maligen Staatssekretarin, die mir eben mitge-
teilt hatte, dass es dort jemanden gibt, der die
Expertise in diesem Bereich und auch Erfah-
rungen mit Verwaltungsaufbau hat. Am Ende
des Tages war das der Grund, warum es zu
diesem Treffen kam, um informell ein Ge-
sprach zu fiihren. Die gleiche Situation hatte
natdrlich genauso sein kdnnen — wenn man
ehrlich ist —, wenn wir nicht gemeinsam dazu
gekommen waren, die Stellen auszuschrei-
ben, sondern einfach gesagt hatten: Wir be-
setzen es intern. — Dann hatte ich da auch
personlich 15 Einzelgesprache auf dem Flur
im Rahmen einer Ricksprache oder Sonsti-
gem fiihren kdnnen. Aber die anderen Bewer-
ber und Bewerberinnen kannte ich ja nicht.
Ich bin nicht Teil des Auswahlverfahrens und
des Komitees gewesen. Das bin ich als Mi-
nisterin in dem Verfahren nicht. Ich sitze nicht
mit dabei und entscheide dariber nicht. Das
ist der Formfehler, den wir — wohlgemerkt —,
als klar war, wie nah das Verhaltnis war, Kriti-
siert haben und wo wir darauf aufmerksam
gemacht haben, das zu wiederholen.

Abgeordneter Dr. Garg: Ich kriege das im
Moment ehrlicherweise nicht so ganz zusam-
men. Der Hintergrund meiner Frage war ja:
Wenn Sie sich nicht fir eine Ausschreibung
entschieden hatten, sondern die Stelle ein-
fach politisch besetzen — — Es war ja eine po-
litische Stelle, die im Koalitionsvertrag schon
vereinbart war, wenn ich das richtig weil}.

(Ministerin Touré schiittelt den Kopf)

— Die Stabsstelle ist nicht im Koalitionsvertrag
vereinbart? — Okay, gut. Aber Sie haben sich
entschieden, sie einzurichten. Sie hatten sie
ohne Ausschreibung besetzen kénnen. Wenn
Sie sich so entschieden hatten, dann kannich
noch irgendwie nachvollziehen, dass man
sich selbst mit Bewerberinnen und Bewer-
bern trifft, um zu gucken, ob das passt. Jetzt
sagen Sie, Sie kdnnen sich nicht mehr daran
erinnern, ob Sie selbst das entschieden und
gesagt haben: ,Nee, ich méchte* — aus wel-
chem Grund auch immer —, ,dass wir auch fir
diese Stelle ein ganz normales Ausschrei-
bungsverfahren durchlaufen. Wenn man
sich dafir entscheidet — ob im Team oder
ganz alleine —, kann ich nicht mehr nachvoll-
ziehen, warum man sich mit einem, zwei oder
drei Bewerbern oder Bewerberinnen vorab
trifft. So ein offizielles Verfahren hat ja seine
ganz bestimmten Ablaufe. Ich kann das nicht
nachvollziehen. Das findet in einem solchen
Verfahren nicht statt. Das hat da nichts zu su-
chen. Ich kriege nicht zusammen, warum
man Uberhaupt auf so eine Idee kommt.

Vorsitzender Kiirschner: War damit jetzt
eine Frage verbunden? — Nee.

Abgeordneter Dr. Garg: Ich wiirde gerne
verstehen, wie man auf diese Idee kommen
kann, wenn man sich fiur ein offizielles Aus-
schreibungsverfahren entscheidet. Dafir gibt
es ja Grinde, aber dann halt man sich doch
an die Spielregeln eines offiziellen Ausschrei-
bungsverfahrens und trifft sich nicht mit wie
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vielen Bewerberinnen und Bewerbern auch
immer, wo auch immer — in einer Kneipe, auf
dem Flur von irgendwelchen Landtagsfraktio-
nen —, sondern dann wird ein offizielles Aus-
schreibungsverfahren durchgezogen. Daran
sind die entsprechenden Leute des jeweiligen
Hauses beteiligt, also Personalrat, Gleichstel-
lungsbeauftragte, vermutlich der Abteilungs-
leiter 1 oder die Abteilungsleiterin 1 — je nach-
dem, um welches Ministerium es sich han-
delt — und so weiter. Da fiuhrt die Hausspitze
keine Gesprache vorab mit den Bewerberin-
nen und Bewerbern. Im anderen Fall mag das
etwas ganz anderes sein: Da macht man sich
selbst noch mal ein Bild und fragt: ,Passt das
zu uns?“, weil es eine politische Stelle ist.
Deswegen noch mal die Frage: Wer ist denn
um Himmels Willen auf die Idee gekommen,
dass man da so ein Treffen vereinbart?

Ministerin Touré: Ich hatte lhnen ja schon
mitgeteilt, dass das auf Vorschlag von Frau
Samadzade stattgefunden hat. Erganzend
dazu moéchte ich noch einmal sagen, dass er
zu dem Zeitpunkt, soweit ich weil}, noch kein
Bewerber war. Nichtsdestotrotz habe ich
dazu eben gerade schon Stellung bezogen.
Sie haben mich ja gehort. Ich habe gesagt:
Wahrscheinlich hatte man das in dem Verfah-
ren auch anders machen koénnen. — Was
modchten Sie denn noch erganzend dazu von
mir an dieser Stelle héren? — Ich glaube, dass
in dem Verfahren Fehler passiert sind. Des-
wegen habe ich dann ja aus anderen Grin-
den eine Wiederholung auf den Weg ge-
bracht. Aber Fehler passieren, auch in dem
Bereich.

Abgeordneter Harms: Wenn man diese Ent-
scheidung trifft und sagt: ,Ich spreche vorher
informell mit jemanden, danach leite ich ein
formelles Verfahren ein®, dann stellt sich mir
die Frage, ob die anderen Bewerber — zumin-
dest die, die in die engere Wahl gekommen
sind —, eine Information bekommen haben,
dass mit einem Bewerber schon im Vorwege
aullerhalb des Verfahrens ein Gesprach mit
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dem Hintergrund Stellenbesetzung geflhrt
worden ist. Ist den anderen Bewerbern das
mitgeteilt worden? Es ware ja zumindest fair
gewesen, dass man weil3: Da hat jemand zu-
mindest diesen kleinen Vorsprung mir gegen-
Uber. — Oder ist den Leuten das auch nicht
mitgeteilt worden?

Ministerin Touré: Nein, und die Person war
zu dem entsprechenden Zeitpunkt auch noch
kein Bewerber.

Abgeordneter Diirbrook: Es war ja, und das
hat Ihr Staatssekretar vor zwei Wochen im
Wesentlichen so bestatigt, trotzdem ein Ken-
nenlerngesprach mit einem moglichen Be-
werber, bei dem man austesten wollte, ob er
fur diese Stelle von den grundsatzlichen Vor-
stellungen her, die man gemeinsam hat oder
halt nicht hat, in Frage kommt oder nicht. Es
ging zumindest schon darum, dass er in ir-
gendeiner Weise fur Sie tatig werden sollte.

Jetzt haben Sie Herrn Harms gerade schon
die Frage beantwortet, dass Sie aus lhrem
Haus im Vorfeld des Treffens nicht darauf
hingewiesen wurden, dass das problematisch
ist. Gab es denn irgendwann im Nachgang
dieses Treffens mal einen Hinweis aus der
Fachlichkeit |hres Hauses, dass man so et-
was normalerweise nicht macht und dass es
zu Problemen flihren kénnte, wenn man das
Besetzungsverfahren einfach weiterlaufen
lasst?

Ministerin Touré: Nein, wir haben uns zu an-
deren Fragen verhalten, und zwar zu dem
Naheverhaltnis zwischen dem Bewerber und
der ehemaligen Staatssekretarin. Das war
das, was wir besprochen haben.

Abgeordneter Diirbrook: Ich finde das, of-
fen gestanden, bemerkenswert. Ich glaube,
das werden Sie im Nachgang vielleicht in |h-
rem eigenen Haus nacharbeiten missen,
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weil man sich ja schon wundert, dass eine Mi-
nisterin aus der eigenen Fachlichkeit nicht
dariber informiert wird, dass so etwas schon
ein Problem sein kann — unabhangig davon,
ob Sie sich noch zu anderen Fragen ausge-
tauscht haben oder nicht. Das ist jetzt keine
Frage, sondern einfach eine Kommentierung.

Ich finde es ebenfalls bemerkenswert, dass
Sie im Nachgang auch hier im Ausschuss
breit dargestellt haben, dass Frau Samad-
zade einen Fehler gemacht hat, indem sie
das Nahverhaltnis nicht ausreichend darge-
stellt hat. Sie haben aber mit keinem Wort
den mindestens genauso schweren — und ich
wirde sogar sagen: den formal deutlich
schwerwiegenderen — Fehler in diesem Be-
setzungsverfahren erwahnt, namlich dieses
Kennenlerngesprach, das Sie im Vorfeld ge-
fuhrt haben. Sie haben so getan, als ob die-
ses ganze Aufheben ausschliel3lich mit dem
zu tun hatte, was Frau Samadzade getan hat,
und haben ihr — das will ich mal so ein biss-
chen salopp formulieren — in dem Moment
wirklich die Schuld in die Schuhe geschoben,
obwohl es ja, wie wir jetzt zu Genlige heraus-
gearbeitet haben, noch mindestens einen
zweiten, sehr guten Grund daflr gab, dass
man das Besetzungsverfahren an der Stelle
aufgehoben hat.

Abgeordneter Dr. Garg: Wer hat Sie denn
dartber aufgeklart oder informiert, welche
Besetzungsmoglichkeiten fir die Stellen Sie
haben, also dass Sie sowohl die Méglichkeit
haben, die Stelle auszuschreiben — intern
oder extern —, als auch die Mdglichkeit hat-
ten, die Stelle ohne Ausschreibung — also so-
wohl ohne interne als auch ohne externe Aus-
schreibung — besetzen zu kénnen? Denn die
— in Anflhrungszeichen — politische Beset-
zung einer Stabsstelle setzt ja ganz beson-
dere Kriterien voraus. Zum Beispiel ist ein
ganz besonders enges Vertrauensverhaltnis
notwendig. Ich musste noch mal den Ge-
schaftsverteilungsplan angucken, was ei-
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gentlich die Anforderungen an diese Stabs-
stelle sind. Deswegen die Frage: Wer hat
Ihnen gesagt, dass Sie die Stelle im Zweifel
auch freihandig, also ohne Ausschreibung,
besetzen hatten kénnen?

Ministerin Touré: Herr Dr. Garg, nur damit
es kein Missverstandnis gibt, weil jetzt so ein
bisschen der Eindruck entstehen konnte, es
ginge nur um eine einzige Stelle, die in ir-
gendeiner Form besetzt werden kénnte: Es
ging um eine gesamte Stabsstelle mit mehre-
ren Stellen. Es sollte um sechs Stellen gehen,
von der Leitung Uber die Stellvertretung bis
hin zu weiteren Referentinnen. Wir haben ja
auch im Haus Referentinnen mit Blick auf
diese Tatigkeiten im Bereich der Antidiskrimi-
nierung eingestellt. Die Stelle, Uber die wir
sprechen, ist die stellvertretende Leitung ge-
wesen. Es geht hier nicht um die Leitungs-
stelle, sondern um die stellvertretende Lei-
tung, auf die die Person sich dann beispiels-
weise hatte bewerben koénnen.

Es hat keine Situation gegeben, in der ich
das — — Ich mdchte meine Fachlichkeit da an
der Stelle, weil das jetzt eben gerade so selt-
sam dargestellt worden ist — — Die trifft da an
der Stelle Gberhaupt gar keine Schuld, son-
dern das sind alles Entscheidungen, die ich
getroffen habe oder eben auch nicht getroffen
habe. Von daher ist die Situation nicht so ge-
wesen, dass ich irgendwie nachgefragt hatte:
,Wie muss ich das jetzt machen?“, sondern
ich mir im Klaren dariber war, dass ich alle
sechs Stellen einfach politisch hatte besetzen
kénnen und ich mich dagegen entschieden
habe, alle sechs Stellen politisch zu entschei-
den, sondern ein Auswahlverfahren fur alle
Bereiche machen wollte.

Es hat im Vorfeld mit einer Person ein infor-
melles Gesprach gegeben mit der sehr kon-
kreten Aussage: Das ist ein informelles Ge-
sprach, und das sagt weder etwas fiir oder
gegen die Stellenbesetzung danach aus und
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ob die Person sich dafiir bewerben méchte o-
der nicht. — Das mdchte ich einmal sehr deut-
lich machen, weil es nicht so richtig Sinn
macht, zu vermuten, dass da eine politische
Einflussnahme stattgefunden hat, wenn ich
auf der anderen Seite auch alle sechs Stellen
politisch hatte besetzen kénnen und ich mich
aber dagegen entschieden habe, das zu ma-
chen. Das will ich nur einmal sehr deutlich an
der Stelle sagen.

Trotzdem kann man dariber sprechen, ob
das jetzt komplett sauber abgelaufen ist oder
nicht. Das finde ich auch total berechtigt. Ich
mochte aber nur einmal sagen: Wir haben
uns dagegen entschieden, sechs Stellen po-
litisch zu besetzen, sondern dafiir, sechs
Stellen fachlich tber eine Ausschreibung be-
setzen zu wollen. Ich hatte auch vier Stellen
ausschreiben kénnen und zwei politisch be-
setzen kénnen. Das hatte ich alles machen
kdnnen, wie ich mochte, wir haben uns dann
aber in dem Verfahren fiir den Weg entschie-
den, dass wir das aufstellen wollen, aufbauen
wollen.

Abgeordneter Dr. Garg: Frau Ministerin, ich
habe die Frage deswegen gestellt, weil ich
glaube — aber das musste dann im Zweifel an
anderer Stelle geklart werden —, Sie hatten
keine einzige dieser sechs Stellen politisch
besetzen kénnen, wenn man sich den GVP
anguckt. Das ist meine Auffassung. Deswe-
gen habe ich gefragt, wer lhnen im Zweifel
gesagt hat: ,Frau Ministerin, oder ,Hey, Sie
kénnen, du kannst die Stellen politisch beset-
zen; Sie muissen gar kein Ausschreibungs-
verfahren auf den Weg bringen.“ — Ich
glaube, nicht eine einzige Stelle hatte so frei-
handig besetzt werden kénnen. Deswegen:
Diese Informationen missen Sie ja bekom-
men haben. Jedenfalls ging mir das so, als
ich das allererste Mal ins Amt gekommen bin.
Da erzahlt einem ja irgendjemand, wenn man
dann mal an so einen Punkt kommt, dass
man in irgendeiner Form in ein Stellenbeset-
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zungsverfahren involviert wird, wie das Ubli-
cherweise funktioniert. Irgendjemand muss
Ihnen ja gesagt haben: ,Sie kdnnen das so
oder so machen.“ Und noch mal: Ich glaube,
dass es vielleicht von Interesse ist, wirklich zu
klaren, ob diese Stellen, und zwar alle in
Rede stehenden Stellen, nicht ohnehin hatten
ausgeschrieben werden mussen.

Vorsitzender Kiirschner: Ich sage an der
Stelle einmal etwas als Abgeordneter, weil
die Fragen, die ich jetzt von Ihnen hore, alle
in die Richtung gehen, dass Sie sagen: Hatte
das irgendwie anders gemacht werden kon-
nen? — Aber das Verfahren ist ja gestoppt
worden. Man bewegt sich in einem sehr hy-
pothetischen Bereich, und wir halten ja kein
Proseminar iber Beamtenrecht — um das mal
so ein bisschen salopp zu formulieren.

Ich wirde gerne einmal von der Ministerin
wissen, ob ich es richtig verstanden habe,
dass es bei dem ersten Treffen mit der Per-
son, die sich spater beworben hat, eigentlich
darum ging, dass sich diese Person bewer-
ben soll. Oder ging es eher darum, Informati-
onen dafiir zu erarbeiten, wie diese Stelle
dann zukinftig ausgebaut werden soll?

Dann hatte ich vielleicht klarstellend gerne
dazu etwas gehort, was denn die genauen In-
formationen gewesen sind, die man dann
spater von Frau Samadzade gehdrt hat, die
zur Aufhebung des Verfahrens gefiihrt ha-
ben.

Ministerin Touré: Der Grund war, dass ich in
der Kantine meines Ministeriums erfahren
habe, dass es ein patenahnliches Verhaltnis
gegeben hat, und mir dann das Essen im
Halse stecken geblieben ist. Im Anschluss
daran habe ich ein Gesprach gefihrt und da-
rauf aufmerksam gemacht, dass das ein Na-
heverhaltnis ist, das ziemlich problematisch
ist. Ich mochte auch noch einmal daran erin-
nern — das habe ich lhnen aber auch damals
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im November 2023 berichtet —, dass das alles
auch zu einem Zeitpunkt der Diskussion und
Debatte um Graichen stattgefunden hat. Man
mdge es mir verzeihen, aber ich hatte eine
sehr hohe Sensibilitat daflr, inwiefern solche
Themen am Ende des Tages auch noch 6f-
fentlich gerne von der Opposition diskutiert
werden wiarden — berechtigterweise. Deswe-
gen habe ich da das Verfahren einmal formell
gestoppt.

Zu der Frage, was flr ein Austausch dort
stattgefunden hat: Ich hatte das vorhin schon
etwas angedeutet. Es ging ja auch darum,
eine neue Struktur zu einem Themenbereich
aufzubauen, wo es nicht allzu viel Expertise
gibt. Also ging es viel um schlichtweg inhaltli-
che Fragen, um die Struktur, die Themenbe-
reiche und wie man sowas aufbauen kann.

Herr Garg hatte vorhin ja gefragt, was wir im
Koalitionsvertrag vereinbart hatten. Wir hat-
ten im Koalitionsvertrag vereinbart, dass wir
fur den Bereich der Antidiskriminierung ge-
setzliche Grundlagen schaffen wollen. Wir
konnten uns politisch ja als Schwarz-Grin
nicht darauf einigen, ein Landesantidiskrimi-
nierungsgesetz auf den Weg zu bringen.
Deswegen ist natirlich die Frage, wie und in
welchen Bereichen man dann gesetzliche
Grundlagen am besten umsetzen kann. Man
kann natirlich ein Gesetz auf den Weg brin-
gen, und dann ist es relativ leicht. Dann hat
man dort Menschen, die sich einfach mit die-
sem Gesetz auseinandersetzen, mit Grund-
satzfragen, mit juristischen Fragen. Oder
aber man macht sich auf den Weg, sich un-
terschiedliche Gesetze dezidiert anzugucken
und anzupassen. Neben dieser Frage gab es
auch noch andere Bereiche — Verbande,
Community-Arbeit und so weiter —, mit denen
wir uns eben auseinandersetzen wollten.
Also ging es viel um die Frage von Struktur-
aufbau und inhaltlicher Arbeit, die diese Per-
son auch in der Vergangenheit schon ge-
macht hat. Denn — das mdchte ich vielleicht
an dieser Stelle erganzen — es ist — und das
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wissen Sie, glaube ich, auch, Herr Garg —, in
diesem Bereich ja nicht allzu leicht, Men-
schen mit so einer breiten Expertise zu fin-
den, die sich zu diesen Themenbereichen
verhalten. Das war damals fir mich ja auch
der Grund, beispielsweise Frau Samadzade
als Staatssekretarin auszuwahlen, mit der
Expertise, die sie in dem Bereich eben aus
der Vergangenheit hatte.

Das waren Uberlegungen, und deswegen
war der Vorschlag da: ,Sollen wir uns einmal
mit der entsprechenden Person auseinander-
setzen?“, die sie aus dem beruflichen Kontext
kannte. Es war mir immer klar, dass es eine
berufliche Nahe gibt, und ich habe es auch
nicht fir dramatisch erachtet, dass man sich
aus dem Bereich kennt. Die Szene in Schles-
wig-Holstein ist relativ klein, und daher hat
man sich darlber ausgetauscht. Aber, wie
gesagt: Mir war nicht klar, dass dort eine
Feier stattgefunden hat und man eine paten-
ahnliche Funktion eingenommen hat. Das
wurde en passant beim Mittagessen erwahnt,
was mich dann schon aufhorchen lassen hat.

Vorsitzender Kiirschner: Als Abgeordneter
sage ich noch einmal dazu: Ich finde es rich-
tig, dass Sie das Verfahren gestoppt haben.
Denn gerade in einem kleinen Bundesland
wie Schleswig-Holstein kann man nicht véllig
ausschliel3en, dass man Leute mal getroffen,
gekannt hat oder miteinander befreundet ist.
Aber wenn sich das in einer Weise manifes-
tiert wie in einem Paten- oder patenahnlichen
Verhaltnis, dann erzeugt das eben genau den
Eindruck oder die Besorgnis einer Befangen-
heit. Das kann man bei den Uberlegungen
dazu schon heranziehen.

Abgeordnete Ropcke: Ich finde das alles
sehr gut nachvollziehbar, insbesondere die
Frage der Expertise. Das kann ich auch nur
allzu gut nachvollziehen. Deswegen wollte
ich jetzt gerne einmal eine Frage an das Jus-
tizministerium stellen, das ja auch hier ist:
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Mich interessiert im Hinblick auf die letzte Sit-
zung und die Aussagen von Frau Samad-
zade, wie Sie die aus lhrer Sicht bewerten.
Da standen ja einige offene Fragen im Raum.
Ich wiirde mich freuen, wenn das Justizminis-
terium dazu jetzt Stellung nehmen kdnnte.

Herr Sattarzadeh, Justizministerium: Es
wurde ja ein bisschen der Vorwurf gedulert,
dass Frau Samadzade erst von Mitgliedern
des Ministeriums, die ihre Informationen aus
dem nicht 6ffentlichen Teil dieses Ausschus-
ses gezogen hatten, von diesem Disziplinar-
verfahren erfahren habe. Wir kénnen nach in-
terner Prifung ausschliel3en, dass Frau Sa-
madzade erst da Kenntnis Uber dieses Dis-
ziplinarverfahren erlangt hat. Es ist so gewe-
sen, dass eindeutig schon vor Stattfinden die-
ses Innen- und Rechtsausschusses Frau Sa-
madzade von der damaligen Prasidentin des
Landgerichts Lubeck Uber die Durchfiihrung
des Disziplinarverfahrens informiert wurde.
Das wurde so von ihr gemacht, dass sie tele-
fonisch vorab Frau Samadzade informiert
hat. Anschlieend wurde der Papierkram —
sage ich mal — per EB an Frau Samadzade
Ubersandt. Er kam dann auch irgendwann an.

Zu den Fragen mit Bezug auf Herrn Professor
Dr. Dr. Backmann, dass er im Austausch mit
Frau Samadzade stand: Das sind ganz ubli-
che Vorgehen gewesen. Das war aber auch
alles vor dem Innen- und Rechtsausschuss.
Das sind einfach allgemeine Fragen zu Dis-
ziplinarverfahren gewesen, solche Fragen,
die auch andere Richterinnen und Richter,
Staatsanwaltinnen und Staatsanwaélte ans
Ministerium herantragen. Die sind moglicher-
weise — das kann man jetzt auch nicht mehr
eruieren — spater dann auch im Innen- und
Rechtsausschuss thematisiert worden. Aber
jedenfalls waren diese ganzen Unterhaltun-
gen, auf die Frau Samadzade sich wohl be-
zog, alle vor diesem Ausschuss gewesen.

Abgeordneter Diirbrook: Erst mal mein gro-
Rer Respekt, Herr Sattarzadeh, dass Sie bei
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dieser doch relativ groben Frage gleich so
eine zielgerichtete Antwort hatten. Da hatte
man ja fast den Eindruck, es hatte im Vorfeld
eine grobe Richtungsweisung gegeben, in
welche Richtung man fragen wollen wiirde.

Ich wiirde aber gerne noch in der Chronologie
der Ereignisse bleiben und in den Sommer
zuruckgehen. Ich mache einen Haken an
.Besetzung der Leitung der Stabsstelle Anti-
diskriminierung“. Dann war vereinbart, dass
Frau Samadzade zu Ende August geht. Und
dann war das irgendwann aber nicht mehr so.
Es findet sich in den Akten ja leider nichts zu
den Grinden, warum das so ist. Vielleicht,
Frau Ministerin, mogen Sie uns noch mal dar-
stellen: Was flihrte denn jetzt Ende August
dazu, dass der Abgang von Frau Samadzade
verschoben wurde?

Ministerin Touré: Ich glaube, dazu hatte ich
auch schon in dem nicht offentlichen Teil des
Ausschusses berichtet, dass ich zu dem Zeit-
punkt schlichtweg auch wegen der Fulle der
Aufgaben, die ich als Ministerin und wir als
Haus zu erfullen haben, in einer Situation
war, dass wir noch keine Nachbesetzung fir
die Rolle der Staatssekretarin hatten und
auch der Ubergang nach Hamburg seitens
Frau Samadzades noch nicht final geregelt
war und klar war, dass sie erst zum Anfang
des Folgejahres ins Amt gehen kann. Deswe-
gen hatten wir mindlich, telefonisch dariber
gesprochen, dass wir das noch verlangern
wurden, sodass es dann im Ministerium, aber
auch fur Frau Samadzade personlich keinen
Bruch gibt.

Abgeordneter Dr. Garg: Ich wiirde gerne im
Anschluss an den Kollegen Diirbrook chrono-
logisch auf den Anfang des Juli 2023 zurilick-
gehen. Denn da gab es ja offensichtlich
schon eine Vereinbarung zwischen M und St.
Da wirde mich schon interessieren, was
denn grob zwischen lhnen und lhrer ehema-
ligen Staatssekretérin in der Zeit um den 3.
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oder 4. Juli vereinbart worden ist, und vor al-
lem, warum da nichts veraktet ist.

Ministerin Touré: Ich weil} jetzt gerade aus
dem Kopf nicht, was am 3. Juli war. Aber Sie
meinen mit Blick darauf, dass sie dann noch
weiterhin im Amt war?

(Abgeordneter Dirbrook: Was war
der Deal?)

— Der Deal war, dass sie so lange bleibt, bis
sie die Stelle in Hamburg dann hat. Und ich
hatte ja auch noch keine neue Staatssekreta-
rin.

Abgeordneter Diirbrook: Es findet sich in
den Akten eine Mail von Frau Samadzade an
den Personalreferenten, in der sie schreibt:
Das entspricht nicht der Absprache, so wie es
jetzt stattfindet. — Daraufhin haben wir in der
vorletzten Woche angefangen, nachzuhaken,
was denn die Absprache war. Das ist der
Punkt, auf den Herr Dr. Garg an der Stelle,
glaube ich, auch gerade hinauswollte. Was
war denn die Absprache zwischen lhnen und
Frau Samadzade? Ging es um eine bezahlte
Freistellung? Ging es darum, dass sie unbe-
zahlten Urlaub bekommt? Was war die Ab-
sprache rund um ihr Ausscheiden aus dem
Amt als Staatssekretarin?

Ministerin Touré: Sie beziehen sich da auf
die Situation — ich bin jetzt gerade kurz ver-
wirrt, es tut mir leid —, auf die Situation der
Verlangerung, obwohl wir das zum Juli been-
den wollten oder auf — — Es tut mir leid. Das
mussen Sie mir noch mal kurz darstellen. Das
weil} ich gerade einfach nicht.

Abgeordneter Diirbrook: ,Zum Juli“ stand
meines Wissens nie zur Debatte — dann
mussten Sie uns da noch mal aufklaren —,
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sondern die urspringliche Absprache war ja:
Frau Samadzade verlasst Sie Ende August.

(Ministerin Touré: Ja!)

Es war aber auch klar, dass sie nicht direkt
wieder Richterin wird, sondern dass man die-
sen Zwischenraum irgendwie flllen musste,
der sich dann ergibt. Da gab es ja offenbar in
irgendeiner Weise eine Absprache, und diese
Absprache wurde aus Sicht von Frau Sa-
madzade nicht erflllt. Deswegen hat sie
diese Mail an den Personalreferenten ge-
schrieben, wo sie sagt: Das entsprach nicht
der Absprache, die wir urspringlich hatten. —
Mit ,wir‘ meint sie dabei sich und Sie, also
Frau Samadzade und Ministerin Touré. Des-
wegen stellt sich automatisch die Frage: Was
war denn die urspriingliche Absprache, die
Sie hatten?

Ministerin Touré: Die urspriingliche Abspra-
che war, dass sie wieder in den Richterinnen-
dienst zurtickkehrt und sich selbst darum be-
maht, in Hamburg wieder ins Amt zu kom-
men. Wir haben dann ja festgestellt, dass das
seitens Hamburg nicht funktionierte, sondern
dass die Stelle erst zum 1. Januar frei werden
wurde, und ich hatte zu dem Zeitpunkt noch
keine Staatssekretarin. Deswegen haben wir
dann den Zeitraum verlangert. Die Absprache
war insgesamt, dass sie wieder in den Rich-
terinnendienst zuriickkehrt und dass das
moglichst nahtlos passieren soll. Das war
das, was wir besprochen hatten.

Abgeordneter Dr. Garg: Die Frage, die ich
gestellt hatte, warum das nicht in irgendeiner
geeigneten Form veraktet wurde, ist noch
nicht beantwortet worden. Das ist ja nicht ir-
gendwas, wenn die Staatssekretarin nach
Absprache ihren Posten verlasst.

Ministerin Touré: Alle Fragen, die den Uber-
gang organisieren sollten, sind dann auch mit
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dem Personalreferat besprochen worden und
veraktet worden — das, was fur relevant er-
achtet worden ist. Das kann ich zu dem Zeit-
punkt zuriGckmelden.

Abgeordneter Dr. Garg: Sorry, wenn ich da
noch mal nachhake. Der Punkt ist doch: Sie
haben doch — deswegen habe ich den 3. und
4. Juli erwadhnt — mit lhrer Staatssekretarin
—ich weil} nicht, ob telefonisch oder person-
lich — besprochen, wie es weitergehen soll,
um es mal ganz flapsig auszudriicken. Frau
Samadzade hat diesem Ausschuss beim letz-
ten Mal gesagt, dass die Konditionen, die da
verabredet wurden, so nicht eingehalten wor-
den sind. Das, was in diesem Gesprach zwi-
schen lhnen gesagt worden ist —ich gehe mal
davon aus, dass es ein Vieraugengesprach
gewesen ist, dass da niemand anderes dabei
gewesen ist —, missen Sie doch im Prinzip
schon zum Selbstschutz in irgendeiner Form
aktenkundig machen, damit Sie hinterher wis-
sen, was Sie gesagt haben, damit klar ist und
auch dokumentiert wird, welche Konditionen
Sie mit auf den Weg gegeben haben. Deswe-
gen die Frage, warum da nichts zu den Akten
genommen wurde. Das ist ja nicht der einzige
Fall. Es wiederholt sich spater, dass aus mei-
ner Sicht aktenrelevante Dinge nicht veraktet
wurden.

Ministerin Touré: Ich kann mich an der
Stelle nur wiederholen: Alles, was wir fur re-
levant erachtet haben, was den Ubergang an-
geht, und auch das Zuriickkehren in den
Richterdienst in Hamburg, wurde in den tber
3.000 Seiten, die Sie als Ausschuss bekom-
men haben und einsehen konnten, veraktet.
Das, was wir besprochen haben, ist, dass sie
in den Richterdienst zurlickkehrt. Deswegen
verstehe ich die Frage von sonderlichen oder
weiteren Konditionen auch gar nicht. Wir
sprechen von einer Beamtin, die in den Rich-
terdienst zurickkehrt. Von daher muss da
nicht mehr als das veraktet oder dargestellt
werden mit Blick darauf, was flir Konditionen
dann noch formuliert werden missen — zumal
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wir dann ja die Situation hatten, dass, wie Sie
wissen, dieser Zeitraum verlangert worden ist
und wir dann eine Situation hatten, wo Frau
Samadzade noch Uber den Zeitraum hinaus
als Staatssekretarin tatig war.

Das, was wir besprochen haben - - Und
wenn lhre Frage ist, ob ich jedes einzelne
Vieraugengesprach veraktet habe: Nein, das
habe ich nicht. Da kann man im Nachhinein
zu einer anderen Einschatzung kommen,
dass man das vielleicht hatte machen kon-
nen, aber das habe ich an der Stelle nicht.
Deswegen finden Sie dazu auch nichts. Das
formelle Verfahren, das dann mit dem Perso-
nalreferat bearbeitet worden ist, ist ja ver-
schriftlicht, und das kénnen Sie ja den Akten
entnehmen. Aber nicht jedes einzelne Vierau-
gengesprach, das zwischen mir und ihr statt-
gefunden hat, wird verschriftlicht. Das ist so,
ja.

Abgeordneter Harms: Ich will vielleicht mal
sagen, was Frau Samadzade hier ausgesagt
hat. Sie hat gesagt, sie sollte laut diesem Ge-
sprach bis zum 1. September im Amt bleiben,
danach mit Beziigen sozusagen freigestellt
sein und dann in den Justizdienst der Ham-
burger Ubertreten. Das sind ja zwei Punkte
mehr, als nur zu sagen: ,Sie soll irgendwann
nach Hamburg zurtckkehren®, sondern es
ging darum, bis zum 1. September noch fest
im Job zu sein und danach drei Monate lang
Bezlige zu bekommen, obwohl sie freigestellt
wird. Diese Zusage kann man machen, aber
dann gehdrt das auch in die Akten. Und dann
sollten sogar diejenigen, die das als Persona-
ler regeln sollen, das vielleicht auch erfahren.
Also hatte es dann eigentlich irgendwo sein
mussen.

Aber vielleicht erst mal die Nachfrage: Hat
eine solche Vereinbarung dergestalt stattge-
funden, oder ist da etwas anderes vereinbart
worden? — Dann sind wir wieder da.



Schleswig-Holsteinischer Landtag — 20. Wahlperiode
Innen- und Rechtsausschuss

66. Sitzung am 2. Oktober 2024

Ministerin Touré: Das, was wir besprochen
hatten, ist, dass es einen Ubergang in die
Justiz nach Hamburg geben soll, der sozial-
vertraglich sein soll und auch fir Frau Sa-
madzade nicht zum Nachteil sein soll.

(Abgeordneter Durbrook: Das hatte
sie gerade nicht gesagt!)

— Bitte? Was genau?

(Abgeordneter Durbrook: Das mit
»sozialvertraglich“!)

—Ja, ich habe lhnen das schon mehrmals ge-
sagt, Herr Darbrook. Wir sind ja jetzt nicht in
der ersten Sitzung. Es tut mir leid, wenn ich
nicht alles, was ich auch schon vor zwélf Mo-
naten gesagt habe, wiederhole.

(Zuruf Abgeordneter Dirbrook)

— Aber ich habe ja in der internen Sitzung
schon einmal gesagt, dass es mir darum
ging, einen Ubergang zu organisieren, der
dem entspricht, was ich als Firsorgepflicht
verstehe, und dass ich eben auch eine Sorge
hatte und eine Regelung finden wollte, bei der
wir gut auseinandergehen. Das ist der An-
spruch gewesen, den ich hatte.

Wir hatten Gber einen Endzeitpunkt gespro-
chen, wann das stattfinden soll, und dass der
Ubergang in die Justiz dann erfolgen soll. Es
hat keine — — Sie stellen die Frage, ob es ir-
gendeine Form der schriftlichen Zusage mit
Blick darauf gegeben hat, dass dies oder das
zugesagt worden ist. Die hat es nicht gege-
ben. Deswegen finden Sie die auch nicht in
den Akten. Wir haben gesagt: Wir werden ei-
nen Ubergang finden, der es ermdglicht, dass
sie wieder zurtck in den Dienst kommen
kann. — Das war ihr extrem wichtig, und das
kann ich auch nachvollziehen. Das wollten
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wir organisieren, und das wollten wir so auf
den Weg bringen.

Sie missen mir an der Stelle auch nachse-
hen: Ich bin keine Personalreferentin, die das
dann an der Stelle organisiert, sondern wir
haben eine Situation, in der das auf Verwal-
tungsebene bearbeitet wird. Wir hatten be-
sprochen: Das hoért zu dem und dem Zeit-
punkt auf. — Dann haben wir das noch mal
verlangert. Wenn es die Zusage gegeben
hatte: ,Das ist vollig in Ordnung, das nur bis
zum 1. September zu machen, und den Rest
der Zeit gibt es eine Freistellung®, dann hatte
es ja keine Verlangerung gebraucht.

Vorsitzender Kiirschner: So, jetzt Herr
Dr. Garg.

(Abgeordneter Harms: Darf ich da
noch kurz ——?)

— Ich habe Herrn Garg eben auch schon die
Nachfrage abgeschnitten, glaube ich. Deswe-
gen ist Herr Dr. Garg jetzt dran.

(Abgeordneter Dr. Garg: Ich trete
ab!)

— Dann Herr Harms.

Abgeordneter Harms: Es ist einfach nur
eine Nachfrage, weil das durch die Zwischen-
bemerkung von Herrn Durbrook untergegan-
gen ist. Es ware mir jetzt nur ganz wichtig.
Haben Sie vereinbart, dass sie bis zum 1.
September im Amt bleibt, danach drei Mo-
nate Ubergangszeit ist, danach der Versuch,
ab 1. Januar in Hamburg unterzukommen,
oder ist etwas anderes vereinbart worden?
Und wenn ja, was? Und ist das den fir das
Personal zusténdigen Personen mitgeteilt
worden? Und wo finden wir das in den Akten?
— Jemanden nicht arbeiten zu lassen und
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trotzdem Geld zu zahlen — was total okay ist
vor dem sozialem Hintergrund —, muss ja ir-
gendjemandem zur Administration mitgeteilt
werden. Das ist einfach nur die Nachfrage:
Finden wir das irgendwo? Dann wuhlen wir
da ja gerne auch selber nach.

Ministerin Touré: Nein, das haben wir in der
Form nicht vereinbart.

Abgeordneter Dr. Garg: Ich glaube halt,
Frau Ministerin — — Sie haben sich da fast ein
bisschen — wie soll ich sagen — lustig Uber
mich gemacht. Ich méchte gar nicht, dass Sie
jedes Vieraugengesprach, das Sie jemals
fUhren, aktenkundig machen. Ich will nur da-
rauf hinweisen, dass ja offensichtlich auch in
Ihrem Ministerium auf der Mitarbeiten-
denebene denen, die damit befasst waren,
nicht so ganz klar war, wie eigentlich die Kon-
ditionen ausgesehen haben. Am 17. August
2023 bittet ein Mitarbeiter Ihres Ministeriums
St a. D. offensichtlich um ein Schriftstiick, in
dem die damalige Staatssekretarin um ihre
Entlassung bittet. Eine solche schriftliche Er-
klarung gibt St a. D. nicht ab und verweist
dann wegen ungeklarter Fragen unter ande-
rem zu ihren Bezlgen und zur Rickkehr in
die Justiz auf eine Vereinbarung mit Ihnen.
Woértlich heilt es dann in einer E-Mail der
ehemaligen Staatssekretarin vom 17. August
2023:

,Dies ist Teil der Vereinbarung, da
ich nicht zwischenzeitlich in Ratze-
burg arbeiten werde.

Jetzt kommen wir genau zum Punkt: Diese
Vereinbarung kennt keiner; also ich kenne sie
jedenfalls nicht. Ich weil} nicht, ob sie hier ir-
gendjemand kennt; in den Akten ist sie nam-
lich nicht zu finden. Dass die Modalitaten der
Beendigung des Dienstverhaltnisses nicht
aktenkundig sind, finde ich halt schrag. Da-
rauf bezog sich meine Frage. Denn die Mo-
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dalitaten missen wir, um den ganzen Vor-
gang bewerten zu kdonnen, kennen. Auller-
dem glaube ich ohnehin, dass die Modalita-
ten zur Beendigung eines Dienstverhaltnis-
ses aktenkundig gemacht werden mussen.
Das hat jetzt weniger was mit Vier- oder
Achtaugengesprach zu tun. Das liegt aus
meiner Sicht eigentlich auf der Hand.

Ministerin Touré: Damit auch da kein fal-
scher Eindruck entsteht: Dazu liegen natr-
lich Unterlagen vor. Sie haben nur zwei Fra-
gen, die Sie dezidiert stellen. Es gibt unge-
klarte Fragen, die Frau Samadzade dort for-
muliert, und dass es fir sie unklar ist und
dass sie die Fragen gerne in dem Verfahren
klaren mochte. Das ist auch gar nicht proble-
matisch. Es ist relativ normal, dass Fragen
gestellt werden. Der zweite Punkt, nach dem
Sie gefragt haben, ist, ob es eine Vereinba-
rung in dieser Form gegeben hat. Die hat es
nicht gegeben, und deswegen kénnen Sie die
auch in dieser Form, wie Sie die nachfragen,
nicht finden. Daher kann es dort ein Missver-
standnis auf Seiten der ehemaligen Staats-
sekretarin gegeben haben, mit Blick darauf,
wie die Entlassung stattzufinden hat.

Nichtsdestotrotz mdchte ich noch einmal da-
rauf hinweisen, dass wenn die Logik gewe-
sen ware: ,Eine Entlassung findet zum
1. September statt, oder nur bis dorthin soll
die Arbeit stattfinden und fiir den Rest des
Jahres soll es*

(Ausfall Mikrofonanlage)

— Jesus Christ! — ,eine bezahlte Freistellung
geben®, dann hatte es ja nicht die Notwendig-
keit gegeben, das dann noch einmal zu ver-
langern, sondern man hatte sich darauf geei-
nigt: ,Das ist bis Ende August, und dann ist
vorbei — Punkt.“ Dann haben wir ja aber im
Juli ein Gesprach gefiihrt und gesagt, wir ver-
langern das, weil ihre Situation nicht geklart
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war, aber auch, weil ich zu dem Zeitpunkt
keine neue Staatssekretarin hatte.

Staatssekretdrin Schiller-Tobies: Vielleicht
einmal dazu, weil es ja so ein bisschen nebu-
16s wirkt: Wir wussten erst, in welchem Beam-
tenverhaltnis Frau Samadzade steht, als klar
war, dass sie sich aus dem Beamtenverhalt-
nis als Staatssekretarin verabschiedet. Es ist
so gewesen, dass sie seinerzeit vom Amts-
gericht Ratzeburg ans Amtsgericht Hamburg
abgeordnet worden ist. Die Abordnung hat in
dem Moment, als sie Staatssekretarin wurde,
automatisch geendet. Damit war sie quasi
wieder Beamtin — ich sage mal: Richterin —fir
Schleswig-Holstein. Das wussten wir aber zu
dem Zeitpunkt gar nicht, sondern erst auf-
grund der Tatsache, dass gesagt wurde:
Okay, nattrlich sollst du nach deinem Aus-
scheiden wieder an das Amtsgericht Ham-
burg zurlckkehren.

Frau Samadzade selbst hat die Gesprache in
Hamburg mit der Justizbehorde gefiihrt, kam
im Juli zuriick und hat gesagt: Ich hab alles
geklart, das kann losgehen. — Dann haben wir
die Personalabteilungen zusammengesetzt,
sowohl im Justizministerium als auch bei uns,
damit das Ganze auf den Weg gebracht wird.
Dabei hat sich herausgestellt, dass aufgrund
der vorherigen Abordnung das Richterver-
haltnis flr Schleswig-Holstein anzuwenden
ist und sie deswegen nicht automatisch wie-
der nach Hamburg abgeordnet werden
konnte.

Dadurch ist es dazu gekommen, dass Frau
Samadzade zunachst wieder als Richterin in
Schleswig-Holstein betrachtet werden
musste, womit sie einfach nicht einverstan-
den war, sondern gesagt hat: Ich moéchte
aber wieder nach Hamburg zurtick. — Dann
haben wir Kontakt mit Hamburg gehabt, und
Hamburg hat gesagt: Wir haben aber friihes-
tens ab 1. Januar 2024 wieder eine Stelle frei.
— So ist das dann zustande gekommen.
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Dann haben wir nattirlich Gesprache dariber
gefuhrt, wie man diese Licke entsprechend
fullen kann. Zum einen, das hat die Ministerin
ja ausgefthrt, ging es darum, zu sagen —
meine Nachfolge stand zu dem Zeitpunkt ja
noch nicht fest —: Wir missen zumindest die
Zeit, in der die bisherigen Herausforderungen
noch abzudecken sind, durch aktiven Dienst
der Staatssekretarin abdecken. — Dann hatte
man mit Blick auf Resturlaub und Uberstun-
den weitergucken kdnnen. Das ist das, was
Sie auch in den Akten finden. Da wird gefragt:
Wie viel Resturlaub gibt es noch? Wie viele
Uberstunden sind noch da? — Dass man es
dadurch Uberbricken konnte. Denn es war
auch klar, dass eine Freistellung ohne Be-
ziige immer im Einvernehmen mit der Staats-
kanzlei hergestellt werden muss. Es war auch
klar, dass wir aus haushalterischer Sicht ge-
sagt haben: Das kénnen wir nicht verantwor-
ten, vor allem nicht bei den Herausforderun-
gen, vor denen unser Haus gerade steht.

Abgeordnete Répcke: Ich wollte nur Folgen-
des sagen: Ich nehme es so wahr, dass es
hier einerseits um Fursorgepflichten ging.
Aus dem, was die Staatssekretarin gerade
gesagt hat, geht auch hervor, dass die rele-
vanten Dinge, die dann wirklich vereinbart
wurden und wo auch die Personalabteilung
mit dabei war, natirlich veraktet sind. Was ich
auch konstatieren wollen wirde, ist erstens —
weil Sie so eine seltsame Bemerkung ge-
macht hatten —, dass ich mich eigentlich
freue, wenn ein Ministerium gut vorbereitet in
den Ausschuss kommt — nur, weil Sie gerade
die Idee hatten, dass es da Absprachen gab.

(Abgeordneter Durbrook: Es war
eine Choreografie erkennbar!)

Zweitens wirde ich das Ministerium noch mal
indirekt einbeziehen wollen, weil ich finde,
dass aus der Aussage des MJG gerade deut-
lich wird, dass nicht alle Aussagen, die Frau
Samadzade hier im Ausschuss gemacht hat,
glaubwirdig sind, beziehungsweise eins zu
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eins der Wahrheit entsprechen. Es ging dar-
aus ein bisschen hervor, dass da manchmal
Unschéarfen in der Zeitlichkeit, in den Daten
und so weiter zustande kamen. Das haben
wir schon an verschiedenen Stellen hier im
Ausschuss gesehen. Das wollte ich einfach
nur, ohne eine Frage zu formulieren, kom-
mentieren.

Abgeordneter Diirbrook: Auf dieser Seite
des Tisches hat niemand Frau Samadzade
zur Staatssekretarin gemacht. Insofern flihle
ich mich da an der Stelle irgendwie gar nicht
so angesprochen, jemanden zu verteidigen.

Jetzt habe ich Sie, Frau Ministerin, gerade so
verstanden, dass Sie im Juli mit Frau Sa-
madzade schon Uber die Verlangerung ge-
sprochen haben — wenn ich das gerade rich-
tig verstanden habe. Das erschlieft sich mir
nicht so ganz, weil wenn man in die Akten
reinguckt, sieht man, dass ja offenbar auch
fur die fur Personalvorgange im Ministerium
Zustandigen Ende August total unklar war, in
welche Richtung das geht. Die wussten ja am
23. August noch immer nicht, dass Frau Sa-
madzade nicht zum 1. September geht. Die
haben sich da noch Mails hin- und herge-
schrieben, wo sie selber geratselt haben, was
jetzt der nachste Schritt ist. Selbst wenn man
das schon irgendwo mit irgendjemandem ab-
gesprochen hat; mit den flr Personal zustan-
digen Menschen im eigenen Ministerium
hatte man den Punkt nicht erortert. Die
schreiben sich zum Beispiel am 23. August
noch eine Mail hin und her — Namen nenne
ich jetzt naturlich nicht —, dass es noch mal
ein Gesprach zwischen Frau Samadzade und
Frau Touré geben soll, ob eine spatere Ent-
lassung mdoglich ist. Zumindest aus deren
Sicht war zu dem Zeitpunkt alles total unklar.

Jetzt haben Sie aber gerade gesagt: Sie ha-
ben schon viel friher mit Frau Samadzade
dartber gesprochen. — Oder haben Sie tat-
sachlich erst eine Woche, bevor Frau Sa-
madzade dann eigentlich gehen sollte, den
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Zeitplan noch mal aufgemacht? Oder haben
Sie nur |hr Ministerium nicht dartber infor-
miert? Denn irgendwie passt das ja nicht zu-
sammen.

Ministerin Touré: Nein, ich hatte nur auf das
Datum Bezug genommen, das Herr Garg ge-
nannt hatte, weil ich mich nicht mehr im Detalil
daran erinnern konnte. Ich dachte, dass Sie
auf das Telefonat Bezug genommen hatten,
das wir dann Ende August gefiihrt haben.
Das hat nicht im Juli stattgefunden; das war
relativ spat im August. Die Option ware sonst
einfach gewesen, wenn das mit Hamburg ge-
klappt hatte, dass die Position der Staatssek-
retarin einfach unbesetzt gewesen ware, bis
ich eine gefunden hatte.

Abgeordneter Diirbrook: Das heil3t — nur
um das mal klarzustellen — Sie haben dann
wirklich erst nach dem 23. August mit Frau
Samadzade besprochen, dass sie doch noch
langer bleibt, also weniger als eine Woche,
bevor sie eigentlich gehen sollte? Zu dem
Zeitpunkt war noch vollkommen unklar, wie
es jetzt im Sozialministerium weitergeht und
ob es dann eine Zeit lang nur einen Staats-
sekretar und eine Vakanz gibt? Das hat sich
innerhalb von so wenigen Tagen alles ent-
schieden?

Ministerin Touré: Diese Frage war noch
lange Zeit offen, ja. Und ich weil}, Sie kdnnen
sich das vielleicht nicht vorstellen. Es ist auch
véllig in Ordnung, dass Sie sich das nicht vor-
stellen kénnen. Wenn ich auf den Zeitpunkt
letztes Jahr blicke, ist es nicht so gewesen,
als hatte ich mich als Ministerin ausschliel3-
lich mit dieser Frage befasst, sondern ich
habe mich mit sehr vielen Fragen befasst.
Unter anderem gab es mit Blick auf die Unter-
bringung von Gefliichteten sehr viele Fragen
— politische Fragen, organisatorische Fra-
gen —, die mich mehr beschaftigt haben, die
mich jeden Tag beschéftigt haben.
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Deswegen war es fur uns — — Ich weil3, dass
wir uns jetzt sehr dezidiert nur dieses Thema
angucken, aber mein Alltag sieht ja nicht so
aus, als hatte ich mich nur mit dieser Frage
auseinandergesetzt. Und ja, es gab die Rea-
litat, dass im Zweifel einfach eine Situation
entstanden ware, bei der dann die Staatssek-
retarin gegangen ware, wenn das mit Ham-
burg geklappt hatte, und der andere Staats-
sekretar dann beide Aufgaben hatte Gberneh-
men mussen. Das ware dann die Realitat ge-
wesen, bis eine neue Besetzung stattgefun-
den hatte. Manchmal ist das so.

Ich habe mir Zeit gelassen, nachdem ich eine
personelle Falschentscheidung getroffen
hatte, eine nachste Person zu finden. Das
kann man finden, wie man mochte. Das ist
aber die Realitat und die Situation, in der wir
uns befunden haben. Ich sehe auch keinen
Grund, mich dafiir zu rechtfertigen. Das ist zu
dem Zeitpunkt einfach eine Situation gewe-
sen, die politisch dermalfien intensiv war, in
der ich mich mit vielen inhaltlichen Fragen
auseinandergesetzt habe und in der diese
Entscheidung relativ spat getroffen worden
ist, ja.

Abgeordneter Diirbrook: Ich verstehe das
gerade wegen der Zeiten, in denen sich das
Ganze abgespielt hat, nicht. Diejenige Per-
son, die auch bei uns hier im Ausschuss war
und zum Beispiel zu der ganzen ungeklarten
Frage der Flichtlingsunterbringung berichtet
hat, war ja Frau Samadzade. Das war die
Staatssekretarin, die diesen gesamten Tell
verantwortet hat. So eine zentrale Frage
dann einfach offenzulassen und da reinzulau-
fen, ist tatsachlich schwer nachvollziehbar.
Ich glaube lhnen, dass das alles so stattge-
funden hat. Aber ich finde, das wirft ein Stlick
weit ein Schlaglicht auf die Dinge, wie sie im
Sozialministerium ganz offensichtlich laufen.

Ministerin Touré: Es ist fur mich vdllig in
Ordnung, wenn Sie das so wahrnehmen und
wenn Sie glauben, dass die Situation so ist,
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wie sie ist. Aber die Realitat und der Alltag sa-
hen eben so aus, dass ich viele dieser Aufga-
ben schlichtweg selbst (bernommen habe
und deswegen einfach ein hohes Arbeitspen-
sum hatte. Ich habe Ihnen auch in einer inter-
nen Ausschusssitzung letztes Jahr im No-
vember dargestellt, dass es schlichtweg eine
Zeit war, in der man intensiv an Fragen gear-
beitet hat und alle maximal gefordert waren.
Deswegen ist die Situation so gewesen, dass
man sich mit den inhaltlichen und organisato-
rischen Fragen maximal auseinandergesetzt
hat und die Aufgaben nicht liegen geblieben
sind, sondern man stark priorisiert hat, diese
Aufgaben zu bearbeiten.

Abgeordnete Ropcke: Ich wollte nur sagen,
dass ich das vollkommen nachvollziehbar
finde. Ich finde das Uberhaupt nicht proble-
matisch. Insbesondere, wenn da unbesetzte
Stellen und Bereiche sind und man politisch
etwas erreichen will, insbesondere im Be-
reich Antidiskriminierung, finde ich das nach-
vollziehbar. Ich bin sogar dankbar dafir,
wenn sich eine Ministerin eher mit strategi-
schen und politischen Fragen auseinander-
setzt als in aller Intensitat mit Personalfragen,
zumal das zu dem Zeitpunkt nicht absehbar
war. Natirlich gehéren Personalfragen dazu,
und ich finde es auch vollkommen richtig,
eine korrekte Aktenflihrung zu haben und so
weiter und so fort. Ich glaube, das bestreitet
hier in diesem Raum auch niemand. Das ist
aber eben nicht das Einzige, was es gibt.
Deswegen finde ich das vollkommen nach-
vollziehbar.

Abgeordneter Diirbrook: Frau Répcke, Sie
haben in die Akten, glaube ich, nicht reinge-
guckt, wenn ich das richtig auf dem Schirm
habe. Ich glaube, jedem, der in diese Akten
mal reingeschaut hat, erschliefl3t sich relativ
schnell, dass diese Akten nicht vernlnftig ge-
fuhrt sind und dass gerade die Frage dieser
Personalvorgange nicht in der Detailliertheit
niedergelegt ist, wie es eigentlich erforderlich
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ware. Um es ein bisschen deutlicher zu for-
mulieren: Da sind ganze Aspekte Uberhaupt
gar nicht berlcksichtigt. Zum Beispiel die
ganze Frage, wie es jetzt eigentlich mit Frau
Samadzade weitergeht, findet sich in den Ak-
ten einfach nicht wieder. Da gibt es verein-
zelte Mails von den Personalreferenten im
Ministerium, aber mehr auch nicht. Das ist
natirlich nicht ausreichend in einer Verwal-
tung, um solche Vorgange zu dokumentieren.

(Ausfall Mikrofonanlage)

Vorsitzender Kiirschner: Gibt es weitere
Wortmeldungen?

Abgeordneter Diirbrook: Ich hatte gern eine
Frage angeschlossen, Herr Vorsitzender,
aber mein Mikrofon macht hier alle zehn Se-
kunden die Gratsche. Das ist wahrscheinlich
die KI.

(Heiterkeit)

Wir versuchen es noch mal. — Es gab dann
diese Kleine Anfrage der FDP, in der nach
den konkreten Griinden flr die Verschiebung
des Abgangs gefragt wurde. Die Kleine An-
frage wurde schriftlich beantwortet, und dann
haben Sie es aber in der Sitzung des Innen-
und Rechtsausschusses vom 1. November
auch noch einmal mundlich gemacht. Die
zweite Frage lautete:

,Was sind die konkreten Griinde da-
fur, dass die Landesregierung [...]
am Ende der Sommerpause erklart
hat, dass die Staatssekretarin [...]
erst zum 31. Dezember aus ihrem
Amt ausscheiden werde? Bitte er-
[&utern.”
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Das war die Frage der FDP. Ihre Antwort war,
was Sie vor der Sommerpause gemacht ha-
ben, dass Frau Samadzade eine Rickkehr in
den Justizdienst in Hamburg angestrebt hat
und dass dort erst zum 1. Januar 2024 eine
Stelle frei war.

Den ganzen Punkt, der vorletzte Woche — zu-
mindest das erste Mal hier in 6ffentlicher Sit-
zung — zur Sprache kam, namlich, dass es
auch darum ging, dass die Frage der Nach-
folge ungeklart war — das haben Sie heute ja
auch noch mal angefiihrt —, haben Sie in der
Kleinen Anfrage mit keinem Wort erwahnt,
obwohl da nach den konkreten Griinden ge-
fragt war und der Wunsch bestand, dass
diese erlautert werden. Sie haben die An-
frage also — zumindest aus heutiger Sicht —
nicht so umfanglich und konkret, wie es ei-
gentlich gewunscht war, beantwortet. Das
war Ubrigens auch der Ausgangspunkt, an
dem diese ganze Akteneinsicht eigentlich
erst begonnen hat.

Vorsitzender Kiirschner: War damit jetzt
eine Frage verbunden?

(Ministerin Touré: Ich habe eine
Frage rausgehort!)

— Sie haben eine Frage rausgehdrt. Frau Mi-
nisterin.

Ministerin Touré: Ich habe lhnen das ja
eben gerade schon dargestellt, und ich habe
Ihnen auch in der Sitzung am 1. November
2023 dargestellt, dass im Zweifel eine Situa-
tion entstanden ware, in der Frau Samadzade
ans Amtsgericht zurtickgekehrt ware und die
Stelle dann einfach nicht besetzt gewesen
ware. Das war der urspriingliche Grund, wa-
rum wir das dann verlangert haben, weil es
auch in meine Situation hineinpasste, dass
diese Aufgabe der Staatssekretarin dann wei-
ter erflllt werden wiirde.
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Abgeordneter Diirbrook: Aber warum ha-
ben Sie das denn nicht in der Antwort auf die
Kleine Anfrage so geschrieben? Da haben
Sie diesen Teil einfach weggelassen. Da ha-
ben Sie nur Uber die personaltechnischen
Griinde mit Hamburg, der Rickkehr und was
weil ich, was gesprochen. Uber diese Frage
der ungeklarten Nachfolge findet sich da kein
Wort.

Ministerin Touré: Weil halt der Ausloser war,
Herr Dlrbrook, dass sie nicht ans Amtsge-
richt zurtickkehren konnte. Das war der Aus-
I8ser fir die Verlangerung bis zum Ende des
Jahres. Das hat auch in die Situation hinein-
gepasst, dass ich keine Nachbesetzung ge-
habt hatte. Aber im Zweifel ware es maoglich
gewesen. Das ware einfach schlichtweg so
gewesen.

Sie horen doch jetzt gerade heute von mir
und auch am 1. November 2023, dass ich
das noch erganzt habe. lhre Frage, ob dieser
Halbsatz in der Kleinen Anfrage noch hatte
erganzt werden mussen, kdnnen wir jetzt ja
mit Ja beantworten. Es ging nicht darum, das
Parlament zu belligen, sondern ich habe an
der Stelle einfach den Ursprung und die Ur-
sache benannt. Danach hatte man vielleicht
noch erganzen missen: Und aullerdem war
es fiir mich eine praktische Situation, weil ich
noch keine Nachfolge entschieden hatte.

Vorsitzender Kiirschner: Ich kommentiere
einmal als Abgeordneter, dass wir das nattir-
lich schon in den 13 vergangenen Sitzungen
zu diesem Tagesordnungspunkt mehrfach
besprochen haben. — Gibt es jetzt weitere
Wortmeldungen dazu? — Herr Diirbrook.

Abgeordneter Diirbrook: Die Ministerin
hatte in der Form so noch nicht gesagt, dass
man die Kleine Anfrage anders hatte beant-
worten kdnnen. Ich erinnere mich noch sehr
gut an die Sitzung vom 1. November. Ich
habe umfangreiche Notizen dazu. Da haben
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Sie uns im Kern erzahlt: Alles war absolut
richtig, so wie es lief, und die Kleine Anfrage
wurde mustergultig beantwortet. — Das war
Ihre damalige Kommentierung des Ganzen,
wenn ich das mal so ein bisschen zusam-
menfassen soll. Jetzt setzen Sie sich hin und
sagen: Na ja, das hatte man auch anders ma-
chen koénnen, und vielleicht war das aus heu-
tiger Sicht ein Fehler. — Das habe ich von
Ihnen heute das erste Mal gehért. Das habe
ich vorher in der Form so nicht gehort.

Ich hatte tatsachlich noch ein paar Fragen,
wenn ich anschlieRen darf. Frau Samadzade
hat vor zwei Wochen umfanglich zu ver-
schiedensten Punkten berichtet. Da brauchte
ich jetzt einmal diesen Zettel.

(Abgeordneter Dirbrook nimmt Ein-
blick in seine Unterlagen)

Jetzt haben wir leider noch kein Wortprotokoll
von der Sitzung von vor zwei Wochen, aber
sie hat im Wesentlichen ja das gesagt, was
sich auch schon aus der Begrindung der
Verwaltungsrechtssache zwischen ihr und
dem Land Schleswig-Holstein ergibt. Deswe-
gen wurde ich einfach daraus zitieren. Da gibt
Frau Samadzade auf Seite 4 im Wesentli-
chen das Gesprach zwischen Ihnen und Frau
Samadzade vom 17. Oktober wieder. In di-
rekter Rede ist wiedergegeben:

,Sie habe die Wahl: selbst zurlick-
zutreten oder vom Ministerprasiden-
ten entlassen zu werden.*

Kdénnen Sie sich daran erinnern, dass der Di-
alog zwischen lhnen beiden am Telefon so
stattgefunden hat?

Ministerin Touré: Naturlich kann ich mich an
das Gesprach erinnern. Wir haben in dem
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Gesprach dartiber gesprochen, welche Opti-
onen da sind. Entweder gibt es eben diese
Entlassung, oder sie wird zum Riuicktritt gebe-
ten.

Abgeordneter Dr. Garg: Ich weil nicht, ob
Sie das gerade so gemeint haben, aber wenn
es tatsachlich eine Option gewesen ware,
dass der Ministerprasident die Staatssekreta-
rin entlasst, wirde das — wirde ich jetzt mal
sagen — ja nicht ohne Konsequenzen fir eine
Koalition bleiben.

(Zurufe)

— Entschuldigung! Wenn Sie — —

(Abgeordneter  Dr.
Quatsch! Blodsinn!)

Junghans:

— Ach so? Das ist Blodsinn?

(Zuruf Abgeordneter Dr. Junghans)

—In wie vielen Regierungen waren Sie
schon?

Vorsitzender Kiirschner: Mit Mikro und der
Reihe nach! — Herr Dr. Garg ist dran.

Abgeordneter Dr. Garg: Wenn das Blédsinn
ist, ist ja gut. Wenn reihenweise Grline-
Staatssekretarinnen entlassen wirden, dann
bliebe das ohne Konsequenzen fir die Koali-
tion? Das nehme ich einfach mal so mit.

Um jetzt noch mal ganz ernsthaft zu fragen:
Es kann ja in einer Koalitionsregierung keine
Option sein, dass der Ministerprasident sich
gezwungen sieht, eine Staatssekretarin zu
entlassen. Deswegen meine Frage an Sie:
Man gewinnt ein bisschen den Eindruck, dass
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das Sozialministerium in dem Zeitraum je-
denfalls teilweise mit durch die Staatskanzlei
gesteuert wurde. Teilen Sie inhaltlich die Kri-
tik, die da aus der Staatskanzlei kam, also
insbesondere auch von Herrn Schrodter, also
M/CdS?

Ministerin Touré: Formell ist es ja einfach
faktisch so, dass der Ministerprasident er-
nennt und erlasst.

(Abgeordneter Dr. Garg: Natirlich!)

Das steht in unserer Verfassung so. Deswe-
gen finde ich es jetzt erst mal gar nicht selt-
sam, dass das dann auch so abgelaufen ist.

Was man bei diesem ganzen Verfahren auch
nicht vergessen darf, ist, dass wir uns ja
schon grundsatzlich darauf geeinigt hatten,
dass die Staatssekretarin nicht weiter im Amt
sein wird. Das haben wir dann aufgrund der
Haltung vorgezogen, die sie politisch vertre-
ten hat und die anders war als die, die wir als
Landesregierung hatten. Wenn Sie mir die
Frage stellen, ob wir da gemeinsam drauf ge-
blickt haben: Ja, wir haben gemeinsam als
Regierung so darauf geblickt, dass das die
richtige Entscheidung ist. lhre weitere Aus-
sage, wer das Sozialministerium fuhrt, lasse
ich einfach mal so stehen.

Vorsitzender Kiirschner: Ich méchte einmal
als Abgeordneter Herrn Dr. Garg entgegnen,
dass ich ,reihenweise® nicht so stehen lassen
modchte, weil es ja nur einen Fall gibt, nicht?
Und von der FDP gab es keinen.

Abgeordneter Diirbrook: Das ist zweifels-
ohne so. — Am 18.0Oktober haben Sie dann
nach Darstellung von Frau Samadzade — und
ich glaube ehrlich gesagt, das ergibt sich
auch aus den Screenshots, die wir gesehen
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haben — noch mal telefoniert. Laut der Be-
grindung, die auch verumdruckt ist, haben
Sie nach Darstellung von Frau Samadzade
massiven Druck auf sie ausgeubt:

.Frau Touré sagte, sie wolle ihre
Karriere nicht gefdhrden und noch
ein paar Jahre in der Politik arbei-
ten. Zudem drohte sie der Klagerin,
sie werde nirgendwo mehr arbeiten
kénnen.*

Die Darstellung des ersten Telefonates vom
17. Oktober — das haben Sie jetzt gerade be-
statigt — war einigermafRen korrekt. Ist die
Darstellung des Telefonats vom 18. Oktober
auch zutreffend?

Ministerin Touré: Nein, ich habe Frau Sa-
madzade nicht gedroht — ich wiirde nie einer
Mitarbeiterin drohen —, sondern mit ihr dar-
Uber gesprochen, was die Konsequenzen ih-
res Handelns sein kdénnten. Das haben wir
einfach besprochen. Ich kann dazu nichts
weiter sagen, als dass ich eine andere Wahr-
nehmung von diesem Gesprach hatte und wir
schlichtweg Uber die Beendigung des Dienst-
verhaltnisses gesprochen haben und dar-
Uber, wie wir einen einvernehmlichen Weg
finden kénnen, um das zu vollziehen.

Abgeordneter Diirbrook: Direkt daran an-
geschlossen: Frau Samadzade hat uns in der
vorletzten Woche berichtet, dass Sie ihr dann
zugesagt hatten, auch eine bezahlte Freistel-
lung ware kein Problem. Man wirde da eine
Lésung finden. Sie hat uns dann ein Zitat mit-
gegeben: Das Geld kratze ich im Ministerium
zusammen oder zahle das selber. — Den Teil
kann man sich ja gar nicht vorstellen; den
mag man sich auch gar nicht vorstellen. Ha-
ben Sie diese Zusage, was die Freistellung
angeht, in dem Telefonat gemacht?
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Ministerin Touré: Ich habe eine andere Er-
innerung an dieses Telefonat, auch an die Art
und Weise, wie wir dieses Gesprach gefiihrt
haben. Das mdchte ich sehr deutlich sagen.
Es ist fir mich véllig in Ordnung, wenn Sie der
Darstellung von Frau Samadzade mehr glau-
ben. Ich mdchte nur einmal sehr deutlich sa-
gen, dass ich eine andere Erinnerung an die-
ses Gesprach habe, dass wir Uber die Moda-
litadten der Entlassung gesprochen haben und
es darum ging, dass eine Entlassung mdg-
lichst zlgig stattfinden soll. Es wurden keine
schriftlichen Zusagen in irgendeiner Form ge-
macht.

Abgeordneter Dirbrook: Dass in einem Te-
lefonat keine schriftlichen Zusagen gemacht
werden, erschlielt sich ja erst mal von selbst.
— Noch mal zum Punkt der Freistellung, weil
Sie dem gerade nicht so direkt widersprochen
haben: Haben Sie ihr das am Telefon zuge-
sagt? Haben Sie in den Raum gestellt, dass
es die Option einer wie auch immer gearteten
bezahlten Freistellung geben solle? Sie ha-
ben ja nur gesagt: mdglichst schnell eine Ent-
lassung. — Aber das eine widerspricht dem
anderen ja nicht.

Ministerin Touré: Ich habe dazu eben ge-
rade alles gesagt.

Abgeordneter Dr. Garg: Ich finde diesen
Satz: Ansonsten entlasst Sie der Ministerpra-
sident — — Ich will darauf gar nicht mehr weiter
eingehen. — Gab es denn jemals die Option
einer Versetzung in den einstweiligen Ruhe-
stand? Es ist ja ein Unterschied, ob man je-
manden entlasst oder ihr oder ihm anbietet,
in den einstweiligen Ruhestand versetzt zu
werden.

Ministerin Touré: Nein.

Abgeordneter Diirbrook: Ich wiirde nur ein-
mal formal darauf hinweisen, dass wir uns
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hier gar keine AuRerungen zu eigen machen
und ich noch gar nichts dazu gesagt habe,
wem ich mehr glaube oder nicht glaube. Des-
wegen ist es ja so wunderschon, dass Sie
heute hier sind und wir uns dartber unterhal-
ten kénnen. Es sind aber sehr harte Vor-
wirfe, die Frau Samadzade in der vorletzten
Woche hier in den Raum gestellt hat. Die zu
hinterfragen und nicht einfach so im Raum
stehen zu lassen, ist natirlich auch in lhrem
Interesse. Es ist ja nicht nur unser Interesse,
das aufzuklaren.

Frau Samadzade hat in der vorletzten Woche
auch noch gesagt, in dem Gesprach hatten
Sie gesagt, es gehe der CDU darum, Beziige
fur Frau Samadzade zu verhindern. Das war
ein Zitat, das auch ich mir so mitgeschrieben
habe. Ging es denn tatsachlich nur der CDU
darum, oder ging es auch lhnen darum, zu
verhindern, dass Frau Samadzade fur ihre
Zeit als Staatssekretarin Bezlge erhalt?

Ministerin Touré: Sie hat ja in ihrer Zeit als
Staatssekretarin Beziige bekommen, und es
ging darum, jetzt moglichst kurzfristig das
Verhéltnis zu beenden. Dann ware Frau Sa-
madzade ja auch nicht in ein Nichts gefallen,
sondern sie ist ja immer noch Beamtin.

Abgeordneter Diirbrook: Ein Punkt, an
dem, glaube ich, viele im Ausschuss vor zwei
Wochen aufgehorcht haben, war ja, als Frau
Samadzade darauf verwies, dass in einem
Gesprach zwischen ihr und Frau Schneider
Frau Schneider darauf hingewiesen habe,
dass sie mit lhnen irgendwann in den Wo-
chen vor dem Oktober oder rund um den Ok-
tober ein Gesprach Uber Frau Samadzade
gefiihrt habe. Sie hatten sich also mit Frau
Schneider, die zu dem Zeitpunkt Prasidentin
des Landgerichts Libeck war, Gber Frau Sa-
madzade unterhalten. Kénnen Sie sich an
dieses Gesprach mit Frau Schneider erin-
nern? Was war Inhalt dieses Gesprachs, falls
es stattgefunden hat?
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Ministerin Touré: Dieses Gesprach hat es
nicht gegeben.

Abgeordneter Diirbrook: Dann hatte ich
noch Fragen rund um die Einleitung des Dis-
ziplinarverfahrens. Wenn man die Akten liest,
sieht man, dass lhr Haus sich mit Hinden und
FiRen dagegen gewehrt hat, dieses Diszipli-
narverfahren einleiten zu missen, dass die
Staatskanzlei einen anderen Blick darauf
hatte und dass es ganz offensichtlich im Hin-
tergrund noch einen Austausch gegeben ha-
ben muss, der sich in den Akten so nicht wie-
derfindet und der dann letztlich dazu gefuhrt
hat, dass der Abteilungsleiter aus lhrem Haus
der Staatskanzlei die Zusage geben musste:
Wir leiten jetzt doch ein Disziplinarverfahren
ein.

Mich wirde aber interessieren, woher dieser
Sinneswandel kam. Am selben Tag, an dem
dann die Zusage ,wir leiten das Disziplinar-
verfahren ein“ kommt, wird morgens noch ge-
sagt: ,Wir leiten kein Disziplinarverfahren
ein.“ Da muss es ja in irgendeiner Weise eine
Weisung oder was auch immer gegeben ha-
ben. Die kam vermutlich von Ihnen. Da wiirde
mich erstens interessieren: War das so? Kam
das von lhnen? Und zweitens: Was war der
Hintergrund? Was hat Sie dazu bewegt, dass
sich die Position des Sozialministeriums ver-
andert hat und man dieses Disziplinarverfah-
ren dann doch eingeleitet hat?

Ministerin Touré: Ich mochte Sie jetzt nicht
dazu motivieren, noch mehr Akteneinsichts-
verfahren anzustreben, aber das ist wirklich
nicht der erste Fall, wo die Staatskanzlei und
das Sozialministerium unterschiedliche Auf-
fassungen haben. Fir andere Hauser in jeg-
lichen inhaltlichen Fragen gilt genauso — das
kann ich Ihnen versprechen —, dass man un-
terschiedlich auf Fragen blickt und auch auf
juristische Fragen unterschiedlich blickt. Das
finde ich erst mal Giberhaupt nicht dramatisch.
Das haben wir in vielen Fragen, und das
wurde ich gar nicht so hoch bewerten.
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Wir haben einfach schlichtweg eine andere
Auffassung gehabt, eine juristisch andere
Auffassung, und haben das in dem Zeitraum
intensiv diskutiert. Sie missen dazu naturlich
wissen, dass das alles ein sehr kurzfristiger
Zeitraum war und dass die Frage, wer dann
das Disziplinarverfahren Ubernimmt und so
weiter, eine Frage von Stunden und Tagen
gewesen ist, in denen man diese Frage be-
antworten musste. Da hat es juristische Auf-
fassungen in der Staatskanzlei gegeben, ju-
ristische Auffassungen bei uns im Haus, und
dann hat es eine politische Entscheidung
dazu gegeben, dass wir das dann so auf den
Weg bringen. Daher haben wir das dann auf
den Weg gebracht. Aber auch dazu gibt es ja
ein Klageverfahren, und daher glaube ich,
dass sich weitere Fragen dazu auflésen wer-
den.

Abgeordneter Diirbrook: Da ergeben sich
jetzt fir mich zwei Fragen: Erstens. Was ist
eine ,politische Entscheidung® bei einem Dis-
ziplinarverfahren? Das miissten Sie mir,
glaube ich, einmal beantworten. Vielleicht
bleiben wir erst mal bei der Frage.

Ministerin Touré: Dann an der Stelle das
Disziplinarverfahren zu ibernehmen.

(Abgeordneter Durbrook: Also war
es denn ein — — Ich darf?)

Vorsitzender Kiirschner: Ich wirde gerne
einmal etwas als Abgeordneter nur dazwi-
schen sagen. Nach meiner Bewertung kénnte
es auch gut so gewesen sein, dass das Dis-
ziplinarverfahren schon ganz urspringlich
von der Staatskanzlei er6ffnet wurde — viel-
leicht nicht ganz ausdricklich. Aber das
durfte die Staatskanzlei, und rein faktisch ist
es wahrscheinlich so passiert. Das ware je-
denfalls eine Weise, wie man es bewerten
kdnnte.
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Abgeordneter Diirbrook: Ich glaube, es ist
ausgeschlossen, dass man es so bewerten
kann, wenn man sich den Schriftwechsel in
den Akten anguckt. Denn vor dem Hinter-
grund des Schriftwechsels zwischen dem 27.
und 30. Oktober — und ich habe mir, glaube
ich, die Auszlge daraus ganz gut zurechtge-
schrieben — kann ich lhnen versichern, dass
es definitiv nicht so war, dass die Staatskanz-
lei das inoffiziell oder offiziell gemacht oder so
gemeint, aber nicht gemacht oder auf wel-
chem Wege auch immer ein Disziplinarver-
fahren eingeleitet hat. Denn man hat sich da
erkennbar darliber geargert, dass das Sozial-
ministerium es noch nicht getan hat und dann
das Sozialministerium in die Richtung ge-
drangt, es zu tun.

Aber ich habe die Frage gerade noch nicht so
richtig beantwortet bekommen. Ob Sie jetzt
ein Disziplinarverfahren einleiten oder nicht,
ist ja per se erst mal keine politische Ent-
scheidung, sondern eine juristische Abwa-
gung. War es denn jetzt doch eine politische
Entscheidung, dass Sie dieses Disziplinar-
verfahren eingeleitet haben?

Ministerin Touré: Es hat juristisch unter-
schiedliche Meinungen dazu gegeben, wer
es einleiten soll, ob man es einleiten soll und
so weiter. Deswegen habe ich das als politi-
sche Entscheidung dargestellt. Man kann es
auch einfach als die Entscheidung darstellen,
dass wir als Sozialministerium das Verfahren
ubernehmen — Punkt.

Abgeordneter Dr. Garg: Also gab es eine
Auseinandersetzung zwischen lhrem Haus
und der Staatskanzlei in dieser Frage, und
Sie haben am Ende entschieden, dass Sie
das Disziplinarverfahren einleiten.

(Ministerin Touré nickt zustimmend)

—Ja, okay.
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Abgeordneter Diirbrook: Ich wirde nur
noch einmal darauf hinweisen — das habe ich
einleitend ja auch schon gesagt —, dass wir
jetzt versucht haben, uns Miihe zu geben, die
vorletzte Woche so zu rekapitulieren, dass
wir das Gesprach heute trotzdem fiihren kon-
nen und dass Sie heute nicht umsonst da wa-
ren.

Es ist eine andere Geschichte, wenn wir dann
das Wortprotokoll, das wir extra dafiir haben
anfertigen lassen, konkret vorliegen haben.
Deswegen mdchte ich nur einen Hinweis ge-
ben, bevor es dann wieder Empoérung gibt:
Wir behalten uns selbstverstandlich vor, Sie
noch mal einzuladen, wenn wir die AuRerun-
gen von Frau Samadzade konkret vorliegen
haben, weil es schon wichtig ware, das abzu-
gleichen. Aber im Sinne der Beschleunigung
des ganzen Vorgangs waren wir heute gerne
bereit, das heute schon mal weiterzuverfol-
gen.

Ministerin Touré: Nur damit es kein Missver-
standnis gibt: Wir hatten es aus der vorheri-
gen Ausschusssitzung so verstanden, dass
Sie den Wunsch hatten, dass ich vorbei-
komme. Deswegen war ich heute sehr gerne
da, um alle Fragen zu beantworten, die Sie
haben. Naturlich ist es Ihre Entscheidung, ob
Sie noch weitere Fragen dazu haben, die wir
natirlich, wie in den vergangenen Sitzungen
dazu auch, dann beantworten.

Vorsitzender Kiirschner: Dann schlief3e ich
jetzt diesen Tagesordnungspunkt und danke
Ihnen allen fir Ihr Kommen.
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2. Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die La-
denoffnungszeiten

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP
Drucksache 20/2133

(Uberwiesen am 22. Mai 2024 an den Wirtschafts- und Digitalisie-
rungsausschuss und den Innen- und Rechtsausschuss)

hierzu: Umdrucke 20/3356, 20/3368 (neu), 20/3414, 20/3459,
20/3504, 20/3505, 20/3524, 20/3525, 20/3526,
20/3527, 20/3528, 20/3542, 20/3543, 20/3544,
20/3545, 20/3546, 20/3547, 20/3572, 20/3573

Nach Einschatzung des Abgeordneten Dr. Garg ist den schriftlichen Stellungnahmen zu ent-

nehmen, dass es keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen den Antrag der FDP gibt.

Dem widerspricht der Abgeordnete Junghans. Die Kanzlei Brock Miller Ziegenbein komme zu
einer anderen Bewertung, namlich dass die Erweiterung der Offnungszeiten nur unter be-
stimmten Bedingungen verfassungsgemaly sei, namlich wenn kein werktagliches Geprage

vorliege. Der Entwurf der FDP-Fraktion sei in seiner jetzigen Form verfassungswidrig.

Aus Sicht des Abgeordneten Dr. Dolgner reifen die schriftlichen Stellungnahmen das juristi-
sche Problemfeld auf. Es blieben jedoch noch Fragen offen. Eine mindliche Anhdrung im In-
nen- und Rechtsausschuss sei aus Sicht der SPD-Fraktion allerdings nicht erforderlich. Details
mussten erst geklart werden, falls und wenn der Wirtschaftsausschuss dem Vorhaben grund-
satzlich zustimme. Der Ausschuss solle daher die Beratung abschlielen und die Ergebnisse
der schriftichen Anhérung ohne Votum an den Wirtschaftsausschuss weitergeben. — Abge-

ordneter Harms schliel3t sich diesem Verfahrensvorschlag an.

Auf eine Frage des Abgeordneten Harms antwortet Herr Hunsriigge, Leiter des Referats Jus-
titiariat, Wirtschaftsordnungsrecht im Wirtschaftsministerium, die Regierung wolle einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf im Konsens beschlielen, um Klagen zu vermeiden. Daher hole
man gerade die Positionen der Betroffenen ein. Er gehe davon aus, dass ein Gesetzentwurf

bis Ende des Jahres vorliegen werde.

Der Ausschuss beschliel3t einstimmig, die Beratung der Vorlage abzuschlie3en und die Er-
gebnisse der durchgeflhrten Anhérung zur verfassungsrechtlichen Zulassigkeit dem federfih-

renden Wirtschafts- und Digitalisierungsausschuss zu Gberlassen.
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http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/02100/drucksache-20-02133.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03300/umdruck-20-03356.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03300/umdruck-20-03368.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03414.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03400/umdruck-20-03459.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03504.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03505.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03524.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03525.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03526.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03527.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03528.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03542.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03543.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03544.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03545.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03546.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03547.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03572.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/umdrucke/03500/umdruck-20-03573.pdf
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3. Keine Grenzkontrollen im deutsch-danischen Grenzland

Antrag der Fraktionen von SSW und SPD
Drucksache 20/2475 (neu)

(Uberwiesen am 26. September an den Europaausschuss und an
den Innen- und Rechtsausschuss)

Der Ausschuss empfiehlt dem federfliihrenden Europaausschuss die Durchfihrung einer

schriftlichen Anhdrung.
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4, Belastung bei der Landespolizei erkennen und reduzieren

Antrag der Fraktion der SPD
Drucksache 20/2489

Gezielte Entlastung der Landespolizei

Alternativantrag der Fraktionen von CDU und BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN
Drucksache 20/2527

(Uberwiesen am 27. September 2024)

Der Ausschuss beschlief3t, die Gewerkschaft der Polizei, die Deutsche Polizeigewerkschaft
sowie den Bund Deutscher Kriminalbeamter schriftlich anzuhoéren und nimmt in Aussicht, die

Vorlagen im Anschluss mit der Landesregierung zu beraten.
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5. Gebrauch von Minderheiten- und Regionalsprachen auch vor
den Gerichten — Bundesratsinitiative fiir eine Ausweitung des
§ 184 des Gerichtsverfassungsgesetzes

Antrag der Fraktion des SSW
Drucksache 20/2464

(Uberwiesen am 27. September 2024 an den Innen- und Rechtsaus-
schuss und den Europaausschuss)

Der Ausschuss beschlie3t die Durchfiihrung einer schriftlichen Anhérung. Die Ausschussmit-

glieder sind aufgefordert, bis zum 14. Oktober 2024 Anzuhdrende zu benennen.

Die Justizministerin wird gebeten, nach Durchfihrung der Anhérung zu den praktischen Fol-

gen einer entsprechenden gesetzlichen Anderung im Ausschuss zu berichten.
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6. Verschiedenes

Der Ausschuss kommt Uberein, die Vorlagen Drucksache 20/2309 (Entwurf eines Gesetzes

zur Anderung der Verfassung betreffend elektronische Verkiindung) sowie Drucksache
20/2039 (Tatigkeitsbericht des Unabhangigen Landeszentrums flir Datenschutz) zur zweiten

Lesung im Oktober-Plenum anzumelden.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden kommt der Ausschuss Uberein, in einer der nachsten Sitzun-
gen — voraussichtlich am 13. November — einen Bericht der Landesregierung zur Vorbereitung

des Siebten Medienanderungsstaatsvertrags (Unterrichtung 20/190) entgegenzunehmen und

mit dem NDR Uber den Fortschritt der Reformbemuihungen zu beraten.

Der Vorsitzende, Abgeordneter Kirschner, schliel3t die Sitzung um 15:40 Uhr.

gez. Jan Kirschner gez. Dr. Sebastian Galka
Vorsitzender Geschafts- und Protokollfihrer
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https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/02000/drucksache-20-02039.pdf
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https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/unterrichtungen/00100/unterrichtung-20-00190.pdf

	1. Aktenvorlagebegehren nach Artikel 29 Absatz 2 der Landesverfassung 
	2. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Ladenöffnungszeiten 
	Gesetzentwurf der Fraktion der FDP 
	Drucksache 20/2133 


	3. Keine Grenzkontrollen im deutsch-dänischen Grenzland 
	Antrag der Fraktionen von SSW und SPD 
	Drucksache 20/2475 (neu) 


	4. Belastung bei der Landespolizei erkennen und reduzieren 
	Antrag der Fraktion der SPD 
	Drucksache 20/2489 

	Alternativantrag der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
	Drucksache 20/2527 


	5. Gebrauch von Minderheiten- und Regionalsprachen auch vor den Gerichten – Bundesratsinitiative für eine Ausweitung des § 184 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
	Antrag der Fraktion des SSW 
	Drucksache 20/2464 


	6. Verschiedenes 

